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Wir stehen am Ende des 20. Jahrhunderts. Es war 
ein Jahrhundert der totalitären Irrwege und der 
menschenverachtenden Heilslehren. Man Icönnte 
jedoch glauben, mit dem Zusammenbruch des rea- 
len Sozialismus in Osteuropa sei das letzte Böse 
ins Grab gestiegen, und Freiheit wie Frieden schei- 
nen automatisch garantiert. 
Das i s t  ein großer Irrtum. Die Bewährung für De- 
molcratie und freiheitlichen Rechtsstaat Icommt 
erst. George Orwell hat mit seinem Buch ,,1984" 
rechtzeitig gewarnt. 
Totalitarismus, freiheitsfeindliche Bedrohung der 
Autonomie und autoritäre Unterdrücl<ung freier 
Meinung braucht nicht mehr staatliches Gewalt- 
monopol, Geheimdienste, Gesinnungspolizisten und 
Vernichtungslager wie Archipel Gulag. Die Me- 
thoden sind andere, feinere geworden. Die Bedro- 
hung der Freiheit der Bürger ist somit weniger 
offenl<undig, jedoch wesentlich wirl<sarner. Die Ge- 
fahr auch für unsere Demolcratie liegt heute in der 
Herstel lung einer uniformierten Gesellschaft, in 
der die politisch vorgegebene Einheitsmeinung GüI- 
tiglceit hat. Ist es nicht so? Wer den Zugriff auf die 
Massenmedien hat, erringt oder befestigt seine 
Macht. 

„Wer die Begriffe vorgibt, steuert das Denken" 

Wer die Begriffe vorgibt, steuert das Denken. Da 
werden Vorurteile aufgebaut, ,, Unworte" gesel l -  
schaftlich geächtet, Wichtiges wird politisch ta- 
buisiert und die Unwahrheit zum Dogma erhoben. 
Das i s t  nichts anderes als das, wovor Orwell ge- 



warnt hatte: vor dem ~ a h r h ~ i t s m i n i s t e ~ i u m ,  in 
dem der ,, Neu-Sprech" und „ ~eu-Denlc" produ- 
ziert wird, und den Bürgern angepaßtes Denken 
verordnet wird. 
Damit wird die Frage von Sein oder Nichtsein der 
Grund- und Freiheitsrechte ins Zentrum der poli- 
tischen Auseinandersetzung gerücl<t. Das gilt auch 
und im besonderen für Österreich. Der Sozialis- 
mus in Österreich i s t  von einem Machtrausch er- 
faßt. Warum sollte es den Sozialisten nicht gelin- 
gen, als die führende I<raft d e ~  Einheitspartei, sich 
diese Demokratie nach ihren Vorstellungen herzu- 
richten? Das Wahrheitsministerium ist bereits im 
Entstehen. Nur die blinde ÖVP-~ührung hat davon 
noch nicht I<enntnis erhalten, weshalb sie nach wie 
vor den Wunsch hat, die Herrschaft der Soziali- 
sten ,,ohne Wenn und Aber" fortsetzen zu helfen. 
Die Disl<ussion des Nebensächlichen wird zur Kern- 
frage der Republik erhoben, aber es gibt keine Dis- 
I<ussion darüber: 

- daß die Staatsschulden pro I<opf unter Vranitzl<y 
von 87.000 auf 170.000 Schilling gestiegen sind; 

- daß die Ö B B  nach der Reform statt 30  Milliar- 
den 47 Milliarden Zuschuß benötigen; 

- daß ein I<anzlerwort bei der DDSG zur Vernich- 
tung von 500 Steuermillionen fühvt; 

- daß die Freunderlwirtschaft der Roten bei der 
AMAG zum Verlust von 6.000 Arbeitsplätzen 
beiträgt und 16 Milliarden Steuergeld vernich- 
tet; 

- daß die Soziall<assen leer sind und der Sozial- 
staat auf Pump lebt; 

- daß bei Autobahnen WC-Anlagen um 1,4 Mil- 
lionen errichtet werden, womit andere Einfa- 
milienhäuser bauen. 

Ich halte diese Zustände des Verschweigens, des 
Vevdrängens, des Zudeclcens für unhaltbar. Ich halte 
diese Politilc schlichtweg für gefährlich. Deshalb 
braucht es in diesem Land wenigstens ein politi- 
sches Gegengewicht. Gegen das ,,unwahre Ganze" 
(Adorno) hilft nur die ganze Wahrheit. Wer die 
Staatslcassen plündert, hat erarbeitetes Steuergeld 
leichtfertig vernichtet. Wer die Bürger für  dumm 
verl<aufen will, muß mit unserem entschiedenen 
Widerstand rechnen. 
Unsere Freiheitliche Idee ist aus dem Widerstand 
gegen autoritäre Verhältnisse entstanden. Der hö- 
fische Absolutismus hat zur bürgerlichen Demo- 
Icratie über das Jahr 1848 geführt, wo wir unsere 
geistigen Wurzeln haben. So wie damals gehen wir 
auch heute auf die Barrilcaden, wenn es um die 
Freiheitsrechte der Bürger geht. Und diese Frei- 
heit ist in Gefahv, auch wenn dies manche in satter 
Wohlstandsmentalität nicht sehen wo1 len: Der 
Sozialismus hat die Macht in der Regierung, im 
ORF, im Verfassungsgerichtshof, in der Justiz, in 
der OeNB, im Ö G B  und der PSI<, in Wohnbau- 
genossenschaften, in der I<ulturpolitil<, in der 
Arbeiterlcammev, in den Sozialversicherungen. Und 
nach dem Icläglichen Scheitern der Verstaatlichten 
Industrie baute man sich mit  der Bank Austria, 
der Holding der Gemeinde Wien, der Povr- 
W1 B E BA-Fusion und der Wiener Städtischen Ver- 
sicherung einen mächtigen I<onzern mi t  nahezu 
40.000 M itarbeitern. 
Das Ganze muß auch noch von den Steuerzahlern 
gestützt werden. Zwav werden die Maiaufmärsche 
der S P Ö  mangels Masse immer mehr zur 
Minderheitenzählung, dafür haftet die Wiener 
Bevöll<erung allein mit  516 Milliarden Schilling 
für dieses neue Machtmonster. Und sie fühlen sich 



sehr sicheu, die Mitglieder dieseu ehrenwerten Po- 
litischen !<lasse. Anders ist es nicht erklärbar, daß 
nach der AI-Pleite der scheidende ~eneraldire[<- 
tor und I<anzlerfreund Selcyra rund 30 Millionen 
Abfindung erhält. Anders ist es nicht erklärbar, 
daß nach einem vernichtenden ~echnungshof- 
bericht über das Burgtheater Scholten seinem Bu- 
senfreund Peymann wieder seinen Dienstvertrag 
verlängert und eine massive Erhöhung seines 
Direktorengehaltes bewilligt. 
I n  einer Zeit, wo der ÖG B den Arbeitnehmern eine 
Null-Lohnrunde empfohlen hat, hat sich Peyrnann 
sein Gehalt rücl<wirkend mi t  1986 um rund 44 
Prozent auf 3,2 Millionen pro Jahr erhöht. Er  kann 
zwar Flugvechnungen in der Höhe einer Million 
Schilling nicht belegen, aber sein Bekenntnis, so- 
lang es Haider in Österreich gibt, müsse er blei- 
ben, hat die sozialistischen Herzen milde gestimmt. 
Lang kann Herr Scholten seinem Freund jeden- 
falls nicht mehr Verträge verlängern, um mich zu 
verhindern. Denn die Existenz dieser Verhältnisse 
ist mi t  ein Grund, warum überzeugte Sozialdemo- 
kraten in unser Lager wechseln. 
Aber für die Verschwender und Geldvernichter gibt 
es auch noch Orden. I n  der Bundesregierung wur- 
de beispielsweise auch mi t  der Stimme des Herrn 
Scholten beschlossen, Herrn Scholten für die Ver- 
dienste um die Republik mit  dem Großen Golde- 
nen Verdienstzeichen mi t  Stern auszuzeichnen. 
Deshalb i s t  es verständlich, wenn ich eine solche 
Auszeichnung vor kurzem abgelehnt habe. Solang 
Leute wie Scholten & Co. Verdienstorden eihal- 
ten, ist es eine Auszeichnung, nicht ausgezeichnet 
zu werden. 

„Wir erheben unsere Stimme dort, 
wo die Bürger resignieren" 

Es gibt zwar viele, die meinen, so könne es nicht 
weitergehen, aber dann finden sich doch alle mit  
den Zuständen wieder ab. Deshalb muß es uns Frei- 
heitliche geben. Wir erheben unsere Stimme dort, 
wo die Bürger resignieren. Wir fordern dort die 
Mächtigen heraus, wo den Bürger der Mu t  ver- 
Iäßt. Wir weisen dort die rot-schwarzen Mandari- 
ne in die Schranken, wo sie sich an den Steuergel- 
dern der Fleißigen vergreifen und nicht erkennen, 
daß Geldverschwendung vor allem auf Kosten der 
kleinen Einkommensbezieher stattfindet. 
Bei dieser Aufgabe waren wir nicht erfolglos: Die 
Aufdeckung des OeN B-Skandals, der Al<- 
Rechberger-Affäre, des DDSG-500-M illionen-De- 
bakels des I<anzlers oder die erfolgreiche Verhin- 
derung einer Verschleuderung des Österreichischen 
Verl<ehrsbüros einschließlich der Casino-Aktien, 
wodurch dem Steuerzahler 600 Millionen Schil- 
ling entgangen wären, sind auf unser politisches 
Erfolgsl<onto zu buchen. Wir sind unser Geld wert, 
während ich auf manchen in der Regierung keinen 
lumpigen Heller setzen würde. 
Aber wir Freiheitlichen sind die Gladiatoren, die 
Minderheit in der politischen Arena, die gegen die 
Löwen der Macht ankämpfen sollen. Das wird auf 
die Dauer nicht ausreichen. Denn seit acht Jahren 
feiern wir bei demokratischen Wahlen beispiellose 
Erfolge und schwächen die herrschende politische 
Klasse. Sie sind schwächer geworden, aber das 
Imperium schlägt unbarmherzig zurück: Ein Ab- 
geordneter, der von Beruf Bezivkshauptmann ist 
und seinen Landeshauptmann kritisiert, wird irn 



Erlaßwege seines Amtes für verlustig erlclärt. ORF- 
Mitarbeiter versichern mich in unbeobachteten Au- 
genbliclcen ihrer Sympathien, fürchten abev Lim 
ihre Existenz, wenn dies belcannt wüvde. Ein gro- 
ßer erfolgreicher Unternehmer, der für die FPÖ 
Icandidievt, hat plötzlich Probleme, eine Bank in 
Österreich zu finden, die seine Projel<te finanziert. 
Das ist die reale Unfreiheit im Lande. Wer das 
rot-schwarze Lehen nicht al<zeptiert, wird ruiniert 
oder mundtot gemacht. Aber gerade das muß doch 
anständige Demolcraten herausfordern! 
Die Entzauberung der ehrenwerten politischen Ge- 
sellschaft und ihrer bloß formaldemolcratischen 
Maskerade eines Parlamentarismus steht an. Daeu 
braucht es eine Portion Zivilcourage. Da genügt 
es nicht mehr, im Sinn Nestroys ,,inwendiglich zu 
räsonieren". 
Die Zeit des vorauseilenden Gehorsams gegen die 
Mächtigen muß endlich vorbei sein. Auch wenn 
die Gefahr der Ausgrenzung droht. Aber was ist 
das schon? Wer als freiheitlicher Demolcrat vom 
roten I<anzler dieser Republil< als „ Bagageu be- 
zeichnet und ausgegrenzt wird, während derselbe 
I<anzler,den für  das Massaker an Tausenden Ju- 
gendlichen verantwortlichen chinesischen Regie- 
rungschef L i  Peng hofiert, kann froh sein, nicht zu 
dieser ehrenwerten Gesellschaft zu gehören. 

,,Zeige mir Deine Freunde, 
und ich sage Dir, wer Du bist" 

Wir haben einfach keine Übereinstimmung mit der 
politischen Welt des roten I<anzlers, der noch knapp 
vor dem I<ollaps der DDR in Tischreden Herrn 
Honeclcer Rosen der Anerlcennung streute, der vor 

den Putschisten in Moslcau sofort das Knie beugte, 
der ein Demonstrationsverbot gegen L i  Peng in 
Österreich verfügte, der Nieten im Nadelstreif wie 
AMAG-Ehrlich, Sel<yra, Streiche5 Grünwald & Co. 
zu seinen Freunden zählt, der sich vom Pleiten- 
verursacher in der MG, Herrn Schimmelbusch, 
wirtschaftlich beraten Iäßt, und der die von der 
Interpol gesuchte DDR- und I<PÖ-~reuhänderin 
Steindling als Ehrengast am I<anzlerfest begrüß- 
te. Offenbar gibt es da Geheimnisse aus der Zeit 
seiner Tätigkeit als Länderbanlc-Generaldirelctor, 
daß ein solcher Umgang notwendig wird. Zeige 
mir Deine Freunde, und ich sage Dir, wer Du bist, 
sagt ein Sprichwort. Diese Liste der roten Freun- 
de genügt, um es als Auszeichnung zu empfinden, 
ausgegrenzt zu sein. 
Es gibt auch ein anderes Österreich, jenes, das 
nicht das der Nieten und Nehmer, der steuer- 
flüchtigen Subventionshaie wie Heller, Jelinek & 
Co. ist, jenes, in dem sich die anständigen Öster- 
reicher finden, die diesem Land dienen und nicht 
von ihm nehmen, die nicht als Steuerflüchtige in 
Monte Carlo oder sonstwo sitzen, und die Steuer- 
subventionen aus der Heimat ungeniert einstek- 
Icen. 
Und dieses Österreich ist es wert, vertreten und 
verteidigt zu werden. Es i s t  das Österreich, mit  
dem Wohlstand, Ordnung und soziale Sicherheit 
verbunden ist. Es ist das Österreich des Bauarbei- 
ters, der bei jeder Witterung die Arbeit anpaclct, 
viel Steuern für geleistete Überstunden bezahlt 
und als Wochenpendler getrennt von seiner Fami- 
lie leben muß. Es ist das Österreich, wo Frauen die 
Doppelbelastung von Beruf und Familie auf sich 
nehmen müssen, um sich eine Wohnung leisten zu 



können. Es ist das Österreich der fleißigen Gewer- 
betueibenden, die im I<risenfall lieber das eigene 
Wohnhaus verl<aufen, als die Schmach eines I<on- 
Icurses in [<auf nehmen zu müssen. Es ist das Öster- 
reich der tüchtigen Mitarbeiter im Tourismus, die 
wochenlang rund um die Uhr für zufriedene Gäste 
sorgen. Und es ist das Österreich des pflichtbe- 
wußten Familienevhalters, der jahrelang keinen U r- 
laub macht, um für seine Familie ein schrnucl<es 
Einfamilienhaus zu bauen. Die Beispiele ließen sich 
noch lang fortsetzen. 
Dem steht ein Österreich gegenübev, in dem para- 
sitäre Elemente erfolgreich das System ausbeu- 
ten. Denken wir an die vielen weißen ElefantenJm 
ORF, die fürs Nichtstun 90.000 Schilling und mehr 
im Monat abkassieren. Denken wir daran, daß ein 
versagender AMAG-Generaldirel<tor zu seinem 
Gehalt von 3,2 Millionen Schilling auch noch ei- 
nen zinsenlosen I<redit von drei Millionen in An- 
spruch nimmt, während Tausende seiner M itarbei- 
t ev  um ihre Existenz gebracht werden. Denken wir 
daran, daß ein Parlamentspräsident glaubt, zu 
seinem Gehalt von 2,5 Millionen auch noch ein 
arbeitsloses Einlcommen als Beamter I<assieren zu 
müssen. Übersehen wir auch nicht, daß für eine 
karitative Organisation, die mi t  Hilfe der Gattin 
des österreichischen Bundesl<anzlers jährlich 1 bis 
2 Millionen Spendengelder einnimmt, die I<anzler- 
tochter zu einem Jahresgehalt von rund 900.000 
Schilling mit  BMW-Dienstwagen eingestellt wird. 
vieles i s t  da nicht in Ordnung. Das i s t  kein funk- 
tionierender Sozialstaat, sondern ein sozialistischer 
Funl<tionärsstaat, in dem Anständigkeit mit dem 
Staatsanwalt durchgesetzt werden muß und in dem 
nur jene weitevl<ommen, die es sich richten oder 
sich anpassen. 

„Wir Freiheitlichen haben uns 
mi t  dieser Hierarchie angelegt" 

Die ehrenwerte politische Gesellschaft hat einen 
erheblichen Erl<lärungsbedarf. Warum gibt es beim 
Milliardenbau der U-Bahn in Wien nur eine ausge- 
wählte Gruppe von Firmen, die an die öffentlichen 
Aufträge heranltommen? Warum ist die Wohnung 
irn sozialen Wohnbau teurer als die ohne Subven- 
tionen frei errichtete Wohnung gleicher Qualität? 
Warum wurden bei der Auftragsvergabe für das 
umstrittene DDSG-Schiff ,,MozartU Provisionen 
I<assiert, und in welchen Taschen landeten diese? 
Was ist dran an dem Gerücht, daß bei der Aufnah- 
me staatlicher Auslandsl<redite anfallende Provi- 
sionen in die Taschen von Politil<ern und Parteien 
fließen? Wo liegt der Unterschied zur Mafia, die 
Schutzgeld kassiert, wenn auch in Österreich an 
Parteien und Institutionen gespendet werden muß, 
um an öffentliche Aufträge zu I<ommen? 
Da fordert VP-Chef Buselc von den Medien ein 
Bilderverbot für Jörg Haidev, und ein Leitartil<ler 
verbreitet die Hoffnung, wenn „die anständigen 
Demol<uaten in Österreich zusammenhalten" wie 
beim Ausländer-Vol Icsbegehven oder bei der EU- 
Sache, dann würde der ,,FPÖ-s~uI<" bald vorbei 
sein! So e infach stel len sich die schein- 
demol<ratischen Marionetten eine Demolcratie ohne 
I<ontrolle, ohne Rechnungshof, ohne Opposition 
gleichsam als Paradies der Grabesruhe für  die 
Herrschenden vou. Wie schreibt Prof. Pelinka: „ Wer 
sich weigert, das Lob eines Lehensherrn zu sin- 
gen, hat letztlich alle H ierarchie gegen sich." 
Umso mehr wiegt unser Erfolg. Wir Freiheitlichen 
haben uns mi t  dieser Hierarchie angelegt. Wir 
haben die rot-schwarze Machtauftei lung als 



Herrschaftsprinzip nicht akzeptiert. Proporz und 
Freunderlwirtschaft sind die Erbsünden der Alt- 
parteien. Wir wollen die Ohnmacht der Demol<ra- 
ten und die Übermacht ihrer Feinde nicht wider- 
spruchslos zur Kenntnis nehmen. 
Ob I<amrnerzwang, Steuerfreiheit für die Gewerlc- 
schaft, Nationalbank-l<lüngel oder Proporz- 
dilctatur: Das alles ist nicht mehr zeitgemäß und 
steht dem Weg in eine offene und demol<ratische 
Gesellschaft entgegen. Unser schwerer, abev muti- 
ger Weg wird auch vom Bürger nicht nur bei Wah- 
len honoriert. Immerhin wünschen sich 68 Pro- 
zent aller Österreicher nach einer IMAS-Umfrage 
eine starke Opposition, und 32 Prozent halten,die 
Freiheitlichen für die ideale Oppositionspartei. Das 
heißt, selbst die Anhänger der Altparteien wün- 
schen sich in Zulcunft mehr I<ontrolle der Macht. 
Die anderen sogenannten Oppositionsparteien wer- 
den eher als Anhängsel der Regierung eingestuft. 
I n  der Tat, Grüne und linl<es Forum sind so eine 
A r t  „fünfte I<olonneU der SPÖ, um gegebenen- 
falls eine Regierungsmehrheit zu liefern. Es ist 
geradezu peinlich, wie sie sich bemühen, den Alt- 
parteien ihre Regierungsfahigkeit durch Anpassung 
und Wohlverhalten unter Beweis zu stellen. Das 
liegt uns nicht, das tun wir auch nicht. Für uns gibt 
es nur die Verantwortung gegenüber unseren Wäh- 
lern. Deshalb werden diese immer mehr. Denn wir 
sind die einzige Partei, die nicht links steht. Die 
ideologischen I<oordinaten haben sich in den letz- 
ten Jahren so weit nach linlcs verschoben, daß die 
Position der Mitte heute schon rechts erscheint. 
Also ist in der Mitte und rechts von der Mitte viel 
Platz geworden, und daher erwarten viele Bürger 
von uns, daß wir ihre Anliegen vertreten. 
Das fällt umso leichter, als die Ö V P  im Laufe der 

Jahre eine sozialistische Partei geworden ist. 1986 
hatte sie noch die Chance, den Vormarsch des So- 
zialismus zu verhindern. 
Alois Moclc durfte nicht I<anzler werden, weil sich 
die ÖVP-~randen lieber mi t  der Rolle des Junior- 
partners zufrieden gaben. Seither i s t  die Ö V P  zum 
unerläßlichsten Garanten für die Macht der SPÖ 
geworden. Ohne Wenn und Aber ist die Ö V P  zur 
Fortsetzung dieses Weges auch nach dem 9. Okto- 
ber bereit. Jede schwarze Stimme dient der roten 
Macht. Das heißt, die Regierung hat sichschon 
gewählt, ohne das Voll< zu fragen. Es geht also am 
9. Ol<tober in erster Linie darum, wie starl< die 
Opposition gegenüber dem rot-schwarzen Macht- 
monster werden soll. 
Warum sollte auch ein intelligenter I<onservativer 
oder nichtsozialistischer L i  beraler diese Ö V  P wäh- 
len? Die Ö V P  al<zeptiert die sozialistische Ganz- 
tagsschule, die Ö V  P alczeptiert einen roten 
Verfassungsgerichtshof, die Ö V  P alczeptiert eine 
rote ORF-Führung, und die Ö V P  duldet die staat- 
liche Schuldenwirtschaft. Sie haben sich so anein- 
ander gewöhnt, daß Buselc sogar im EU-Festzelt 
der S P Ö  die marxistische Internationale mitge- 
sungen hat. Das war entlarvend. 
Da nützt es auch nichts mehr, wenn die Ö V P  jetzt 
ihven Obmann auf Heimattreue trimmt, und zum 
Entsetzen mancher Bergbauern Herr Busek sich 
im weißen Trachtenanzug und mit Steirerhut be- 
waffnet, zwecl<s heimatverbundenem Pressefoto 
auf die Alm bemüht und Schnaps trinkt. 



„Die Gefahr eines neuen Absolutismus" 

Einheitspartei, Einheitsl<ammern, ~inheitsmedien 
schaffen die Gefahr eines neuen Absolutismus in 
Österreich. So wie unsere Vorfahren vor 150 Jah- 
ren gegen den Absolutismus Metternichs zu Felde 
gezogen sind, so müssen wir heute der roten Macht- 
konzentration Vranitzl<ys die Stirn bieten. Das 
erfordert aber Icritische Bürgev, die das eigenstän- 
dige Denken nicht der Wohlstandsideologie geop- 
fert haben. I n  Österreich gibt es schon zu viele, die 
Opfer dieses Denlcens geworden sind. Sie treten 
überal l in Erscheinung. Es sind unfreie Menschen, 
die meist, beidhändig mi t  Einkaufs- oder Aktenta- 
sche beladen, frustriert und finster blickend an 
den Glitzerfassaden der I<onsumtempel vorbei- 
hasten, um ja pünktlich zu Hause in den Genuß des 
verdummenden Fernsehens zu gelangen. Robert 
Mohr hat es in seiner treffenden Analyse des ,,Tri- 
as der Verblendung" genannt: Ausbeutung - Ent- 
fremdung - Manipulation. ,,Sind wir froh, daß es 
uns nicht schlechter geht; da kann man ohnedies 
nichts machen; die tun sowieso, was sie wollen", 
lauten die gängigen I<ommentare der resignierten 
Wohlstandsbürger. Genau das i s t  aber die Einla- 
dung an die ehrenwerte politische I<lasse, die sich 
ohnmächtig fühlenden Bürger in die totale Vor- 
mundschaft von Staat, Parteien und Apparaten zu 
zwingen. 
Wie sehen denn die Leistungen der hevrschenden 
I<lasse aus? 
Vor acht Jahren hat die I<oalition von S P Ö  und 
ÖV P die Regierungsverantwortung übernommen: 
unter ganz bestimmten Versprechen und mi t  ei- 
nem sich daraus ergebenden klaren Wählerauftrag. 
Nur eine große I<oalition könne die großen Pro- 

bleme Österreichs lösen. Daß es große Probleme 
gibt, war also offenbar Iklar. Nuv, wo sind die Lö- 
sungen geblieben? Noch vor vier Jahren erneuerte 
die Koalition all ihre Versprechen. Es waren schon 
wesentlich weniger Bürger, die ihnen Glauben 
schenkten. Die Signale des Vertrauensverlustes 
haben sie aber nicht erkannt. 
Es wurde keine ,,Sanierungsl<oalition", sondern 
eine der doppelten Verschwendung. Statt einer 
Defizitreduzierung unter 63 Milliarden liegen wir 
heute bei Iknapp 100 Milliarden. Durch den EU- 
Beitritt werden es demnächst über 140 Milliarden 
sein. Die Staatsverschuldung von 600 Milliarden 
vor acht Jahren wurde verdoppelt; nimmt man die 
sogenannten außerbudgetären, also versteckten 
Schulden hinzu, die Haftungen fü r  I<redite, die 
Verschuldung von Ländern und Gemeinden, so hat 
diese Koalition jedem Neugeborenen bereits eine 
Schuldenlast von einer Viertelmillion aufgebürdet. 
Statt zu Steuersenl<ungen kam es zum Gegenteil: 
Die Abgabenquote liegt mit  43,5 Prozent bei ihrer 
Rekordmarke. Die offizielle Arbeitslosigkeit be- 
t r i f f t  bereits 200.000 Menschen, und eineinhalb 
Millionen Österreicher leben an der Armutsgrenze. 
Den versprochenen WohIstandszuwachs gab es nicht 
bei den Bürgern. Dafür umso mehr bei Pensionen, 
Abfertigungen und Pfründen der Regierenden und 
ihrer Günstlinge im staatlichen Bereich. Der Bun- 
desl<anzler ging dabei, und nur dabei, als leuch- 
tendes Beispiel voraus. 
Die Entlastung der Wirtschaft zur Stävl(ung ihver 
WettbewerbsfähigI<eit, die Entsteuerung der Ar- 
beitsl<raft, zur Erhöhung der I<aufl<raft der Bür- 
ger, und damit Leistung sich auch wieder lohnt, 
blieben aus. Die versprochenen Privatisierungen 
erfolgten halbherzig oder gar nicht. I n  vielen Fäl- 



len war die Privatisierung auch nicht mehr mög- 
lich. Für über 40.000 Arbeitnehmer der Verstaat- 
lichten Industrie brachte die I<oalition schon da- 
vor den Verlust der Arbeitsplätze und der Betrie- 
be. 
Die einzige offenkundige Sorge der I<oalition, die 
sie zur Einheitspartei zusammenschweißt, ist of- 
fenbar der Machterhalt. Ihre einzige Zielstrebig- 
I<eit war diejenige nach der Flucht aus der Verant- 
wortung. Die Flucht nach Brüssel: ohne Wenn und 
Abev, und ohne Rücksicht auf den Stand der inner- 
staatlichen Vorbereitungen. 
Es ist also nicht eine Erfolgsbilanz, auf die sich 
die Regierung in ihrem Werben um die Erneue- 
rung des Wählervertrauens berufen Icann. Sie hat 
Iceine Reformen und Erneuerungen gebracht. Sie 
hat die verl<rusteten Strulcturen nur weiter zemen- 
t iert. Während in Tschechien, das erst vor fünf 
Jahren die Freiheit erlangte, die offene Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung Innovation, Investition 
und Wachstum bringt, stagniert Österreich in Wahr- 
heit. Denn das ausgewiesene Wachstum ist auf 
Pump. Stärker als alles andere wächst die Ver- 
schuldung. 
Da es nicht die Erfolge sind, die den I<oalitionspar- 
teien den Machterhalt sichern Icönnen, versuchen 
sie es durch die I<onzentration der Macht. Wo die 
überzeugenden Argumente fehlen, werden solche 
durch Regierungsal lmacht ersetzt. 

„Gefügigkeit ist zum Schlüsselwort geworden'' 

Gefügigkeit ist zum Schlüsselwort geworden. Da 
sich die Probleme nicht verringert haben, deckt 
man sie zu. Und wo dies nicht gelingt, wird die 
I<ritil< daran unterbunden. Demol<ratie ist der 

Wettbewerb von Ideen: Die Machthaber sehen darin 
jedoch immer weniger eine Errungenschaft als viel- 
mehr eine Bedrohung ihrer Macht. Der freie Wille 
der Bürger ist ihnen Iceine Verpflichtung mehr. Er 
stört sie. Damit droht uns aber nicht nur ein rela- 
tives H intertreffen im Vergleich zu Tschechien, 
sondern ein Rückfall in Zustände, die dort längst 
überwunden sind. I n  allzu vielen Bereichen wird 
die Demolcratie ersticl<t. Zu den ungelösten wirt- 
schaftlichen und sozialen Pvoblemen unseres Lan- 
des kommen so noch viel gravierendere hinzu. 
Denn immer mehr geht es um Grund- und Freiheits- 
rechte! 
Für uns Freiheitliche ist das nichts Neues, könnte 
man zynisch sagen. Aber es ist bitter: Wi r  sind 
heute so stark wie nie zuvov, und dennoch stehen 
wir in vieler Hinsicht wieder dort, wo unsere na- 
tionalliberalen Vorfahren vor 150 Jahren begon- 
nen haben. Damals haben sie, der akademische 
Legionär Schulter an Schulter mit  dem Arbeiteu, 
die Grund- und Freiheitsrechte erlcämpft. Dies 
geschah lang bevor es Sozialdemolcraten oder 
Christlichsoziale überhaupt gab. Viel leicht gehen 
sie deshalb mit den Grund- und Freiheitsrechten 
leichtfertiger um. Damals haben viele Nationalli- 
berale „für Freiheit und für Recht" ihr Leben ge- 
lassen. Erkennen wir heute die Gefahren, recht- 
zeitig. 
Viele sehen freilich die Gefahren nicht, sind nicht 
oder noch nicht direkt betroffen. Aber sehen wir 
nicht alle, daß die damalige Flucht ins Biedermei- 
er heute i h r  Gegenstüclc hat:  als Polit i lc- 
verdrossenheit und Flucht in den I(onsum, wo man 
sich ihn noch leisten kann? Die Blumenlcistchen 
und das I<lavier in der Stube von damals wurden 
durch Urlaubsflucht aus dem Alltag und Computer- 



spiele ersetzt. Auf der Strecke bleibt der Idealis- 
mus, die alleinige I<raft fUr eine positive gesell- 
schaftliche Entwicltlung. Werte und Ideale wo1 len 
auch gelebt werden! 
Das hat wiederum sehr viel mi t  den Grund- und 
Freiheitsrechten zu tun. Erst wenn wir das erlcen- 
nen, erkennen wiv, wie tiefgreifend die Erneuerung 
sein muß. 
Messen wir doch den Zustand unseres Staates an 
den Grundsätzen, die unsere national liberalen Vor- 
fahren vor eineinhalb Jahrhunderten festgeschrie- 
ben haben! 

,,Wo ist die Gleichheit vor dem Gesetz?:' 

Unsev Staatsgrundgesetz stammt aus dem Jahr 
1867. Es ist das wichtigste Gesetz unserer Ge- 
schichte, und es gilt bis heute. 
Sein Artikel 2 legt die Gleichheit vor dem Gesetz 
fest. Gibt es die? Wie viele sind ,,gleicher"? Unse- 
re Alten müssen für ein hartes Arbeitsleben durch 
schlimmste Zeiten mit  ein paar tausend Schilling 
Pension ausl<ommen, während Günstlinge für eini- 
ge Jahre der Pleitenverwaltung in der Verstaat- 
lichten Millionen zum Abschied erhalten. Unser 
angeblich sozialdemol<ratischer I<anzler erwirbt für 
ganze drei Jahre in einer defizitären Staatsbank 
als Jungvierziger, sofort auszahlbar bis ans Le- 
bensende, eine Pension von vier Millionen im Jahr. 
Das hätte es nicht einmal für  Metternich gegeben! 
Wo ist die Gleichheit vor den Sozialgesetzen? Wo 
ist die Gleichheit vor dem Gesetz, wenn ein der 
s P Ö  genehmer Petev Pilz mich ungestraft verleurn- 
den darf, aber, im umgekehrten Fall, ein freiheit- 
licher Politiker natürlich sofort verurteilt wird? 
Wo ist die Gleichheit vor der Justiz, wenn gegen 

einen freiheitlichen Politil<ev wegen des falschen 
Vorwurfs des Zeitungsdiebstahls ein Verfahren ein- 
geleitet wird, gegen einen Wiener S PO-stadtrat, 
der amtsmißbräuchlich per Weisung H underttau- 
sende Schilling Miete an die s PÖ verschenl<t hat, 
aber nicht? Es ist Iceine Gleichheit, wenn manche 
alles dürfen, andere aber unter die Knute kom- 
men. 
Wie ist es mit  Artikel 3, dem gleichen Zugang zu 
öffentlichen Ämtern? War es schon bisher so, daß 
zumindest bei gleicher Qualifilcation Roten oder 
Schwarzen gegenüber anderen der Vorzug einge- 
räumt wurde, so hat unsere Regierung dies gera- 
dezu gesetzlich verankert. Unter dem Titel einer 
angeblichen Besoldungsreform, die Leistung ho- 
norieren sollte, wurde ein System geschaffen, das 
nicht Leistung, sondern Funktionen, also bestimmte 
Posten honoriert, zum Teil bis zum Dreifachen des 
bisherigen Gehalts. Wer auf einen solchen Posten 
kommt, bestimmt der politische Minister. Und 
damit dies auch nicht auffällt, Iäßt er sich von der 
Personalvevtretung beraten. H ierzu hat die Regie- 
rung allerdings zuvor das Ausschreibungsgesetz 
geändert: Nur mehr rote und schwarze Personal- 
vertrete4 die ,,beiden größten Fraktionen" in den 
Zentralausschüssen, dürfen mitreden. Das ist der 
totale Griff auf die Beamten, das ist ein Rück- 
schritt hinter Maria Theresia zurüclc, die das un- 
abhängige Beamtentum eingeführt hatte. 
Wie sieht es bei den Höchstgerichten aus? Sie 
werden über Vorschlag der Regierungspartkien 
besetzt. Die Verwaltungsgerichtshofspitze wurde 
vor I<urzem einträchtig rot-schwarz besetzt, für 
den Vevfassungsgerichtshof durfte der Ö V P - ~ u n -  
desprasident wählen: zwischen drei Roten aus ei- 
nem SPÖ-vorschlag. Zwar sind wir noch nicht ein- 



mal EU-Mitglied, so werden doch schon, ungeniert schen Gewerltschaften nicht: Der Ö G B  hat ein Wlo- 
und offen, die Posten in Brüssel zwischen einem nopol, und nur er schließt die I<ollelttivvertväge~ 
voten Staatssel<vetäv und dem schwarzen Busel<- Es geht aber auch um noch Grundsätzlicheres. Die 
I<abinett aufgeteilt. Freiheit der Veveinigung bedeutet natürlich auch 
Der Artiltel 5 des Staatsgrundgesetzes sichevt die die Fveiheit dev Nichtveveinigung. Dev Artiltel 20 
Freiheit des Eigentums. Das ist ein Wert, darauf der Allgemeinen Evltlärung dev Menschenrechte 
beruht die freie wi rtschaftliche Entfaltung freier sagt es deutlich: „ N iemand davf gezwungen wev- 
Bürger; Eigentum ist Unabhängigkeit. Doch wird den, einev Veveinigung anzugehören." Diese Frei- 
Eigentum auch gefördert? I m  Gegenteil. Milliar- heit verwehrt uns die Regievung weiterhin, indem 
den an Steuergeldern gehen an rote und s~hwarze sie an der ZwangsmitgIiedschaft in den I<ammern 
~ohnbau~enossenschaften, um dort die Abhängig- samt deven Zwangsfinanzievung, füv Arbeitnehmer 
I<eit dev Mieter von der Pavtei zu fördevn-was ist wie f ü r  Selbständige, fes thä l t .  Zwangs- 
das Eigentum an Betvieben wert, in dw~en  dem interessenvertretungen ver t reten Zwangs- 
Untevnehmev jede Gestaltungsfreiheit genommen intevessen: Die gibt es nicht. Immer weniger füh- 
wird, weil Verordnungen, Vot'scht'iften, Behörden len ihre Interessen durch die Kammern auch tat- 
und mangels Eigenlcapital auch noch vot-schwat'ze sächlich vertreten. Statt jedoch den Schvitt in Rich- 
Banken das Sagen haben? Was ist die Freiheit des tung Freiheit zu gehen, freiwillige I<ammern zu 
Eigentums wert, wenn von jedem erarbeiteten Schi\- schaffen, deren Leistung am Zuspvuch ihrer Mit- 
ling bei einer Abgabenquote von über 4315 Pro- glieder gemessen werden Itann, geht die Regievung 
zent der Staat die Hälfte nimmt? Wenn eine Fxn i -  den umgeltehrten Weg. Nicht nur jenseits aller 
lie deshalb die Mittel für eine Wohnung nie im Interessen, sondern auch jenseits allev wivtschaft- 
Leben zusammenbringt, aber dafür mi t  dem Ge- lichen Vernunft wurden die Zwangsbeiträge auch 
genwert einer Eigentumswohnung durch Staats- noch erhöht, und zwav in Anteilen vom Umsatz. 
schulden belastet ist? Welchen Res~el<t vor dem Haben sich unsere Regierung und unsere Zwangs- 
Eigentum hat eine Regierung, die durch unsinnige Itammern schon so weit von dev echten Wirtschaft 
Gesetze reichen Altmietern weiterhin Billigst- abgehoben, daß sie den Unterschied zwischen 
miete verhilft, während junge Wohnungssuchende Umsatz und Gewinn nicht mehr verstehen? 
\<eine Wohnung finden, weil die sich als enteignet 
fühlenden Vevmieter eben Wohnungen lieber ,,Grundlage jeder Dernol<ratie ist 
leerstehen lassen? die freie Information" 
Wie steht es mit  Artil<el 12, der Versammlungs- 
und Vereinsfreiheit? Die Vereinigungsfreiheit hat Gvundlage jeder Demoltvatie, der freien Entschei- 
mehveve Seiten: Da geht es einmal darum, daß die dung dev Bürgev, ist die freie Information. Artiltel 
Wahl frei sein muß. Wir dürfen zwischen Sport- 1 3  des Staatsgvundgesetzes ga ran t i e r t  die 
vereinen wählen, und sogar zwischen eir~em roten Meinungs- und Pressefreiheit. Gibt es sie wivlt- 
und einem schwarzen Autofahrerl<lub. Aber zwi- lich? Bis zum heutigen Tag haben wir als alleyletz- 



t e s  Land in ganz Europa noch immer das ORF- ,,In der ,I<rone1 vom Sonntag fragte Conny 
Monopol, ein Meinungs- und lnfovmationsmono~ol Bischofberger beinhart nach den Liebesbriefen, 
für einen Regierungsfunl<. Es i s t  allerdings nuymehr die der Bundesl<anzler bel<ommt. Sie ist die Le- 
eine Verzögerungstal<til< der Regierung: Denn im bensgefährtin Hans Mahrs, früher für einige Zeit 
vergangenen Herbst ist es uns Freiheitlichen 4e- SP-Wahll<oordinatou, jetzt RTL-NachrichtenChef* 
meinsam mi t  einigen anderen I<lägeyn gelungen, I m  ,profill ist Herbert Laclcner aus dem inzwi- 
dieses Monopol durch ein Urteil des Europäischen schen eingestellten SP-Parteiorgan ,Arbeitev-Zei- 
Gerichtshofs füv Menschenrechte in Styaßbuvg zu tungl einer der beiden Chefredal<teure. ,News1 wird 
brechen. Gibt es etwas Beschämenderes für eine von Peter Pelinl<a, früher Chefredakteur der Az, 
Regierung, als verurteilt ZU werden wegen der Ver- geleitet. I m  ,I<urier' arbeiten Vranitzky-Biograph 
letzung eines Grundrechts, das seit 150 Jahren in Hans Rauscher und Daniela I<ittner, vormals eben- 
der Verfassung steht? 1st es denn wirl<lich nötig, falls AZ. ,Der Standard1 hat Günter Tyaxler, auch 
daß wir auch noch weitere Grundrechte im Aus- von der AZ. Besitzer des Magazins ,Wieneyl, das 
land, in Straßburg, einlclagen ~ I u s s ~ ~ ?  \ erst vor I<urzem das Magazin , Basta' zweclcs Ein- 
Das ~einungsmonopol des Rundfunks ist in Wahr- stel lung aufgekauft hat, is t  Werbemann Hans 
heit nur die Spitze des Systems. Wie sieht es bei Schmid, ein guter Freund Vranitzl<ys. Und den O R F  
den Zeitungen aus, wem gehören sie, wer schreibt so1 l bekanntlich ab Olctober der ehemalige P yesse- 
darin? Wenn sie nicht direkt bzw. indirel<t von den sel<retär von Fred Sinowatz, Gerhard Zeile5 als 
Reqierungsparteien abhängig oder im Eigentum Generalintendant führen." 
ihrer ~orfeldorganisationen sind, wie ,,Die P m -  Die Rolle der Medien vor der EU-Abstimmung 
se", , , l<~yier~~,  ,,profil'~, ,, l<ä~ntner Tageszeitung1' so1 lte uns allen, auch den E U-Befü~woytey~, zu 
usw., usw., so hängen sie, oft auch zusätzlich zur denken geben. Alles werde billiger, Steueyerhöh- 
pavteiabhängigI<eit, von ausländischen Geldgebern ungen werde es nicht geben, wurde verheißen. Seit- 
ab, wie „Der Standard", ,,News", „Tit'olet'Tages- her vergeht kaum ein Tag, ohne daß nicht stück- 
zeitung", ,,l<ronen Zeitung" usw. Fast alle stehen weise die Wahrheit an den Tag tr i t t .  Autos werden 
noch in einem weiteren AbhängigI<eitsverhältnis: nicht billige4 Japaner deutlich teurer, vom Benzin 
nämlich von der Regierung, durch Subventionen. über Diesel bis zu den Südfrüchten wird vieles teu- 
M i t  300 Millionen im Jahr Iäßt sich Gefügigl<eit ver, 40 Milliarden mehr Budgetdefizit für 1995 
erkaufen. Manche Tageszeitung erhält bis zu 40 gibt der Finanzminister nun zu, im gesamten me- 
Millionen im Jahr: Wivd so eine Zeitung ungenehm, dizinischen und sozialen Bereich I<ommt das 
verliert sie ihre Subvention, dann gibt es sie nicht wachen: 1 0  Prozent mehr Mehyweytsteuey. Man- 
mehr. Welche personel len I<onsequenzen die che Medien erwähnten nun sogar schon, tyotz vor- 
~edienabhängigkeit  von der Macht hat, I<onnte wahlzeit, daß in zwei Jahren danl< EU auch die 
man unter demTitel „Das rote Medien-Netzwet'l<" Mieten um 1 0  Prozent verteuert werden. Bis zum 
in einem Fall wohl unbedachten Aufbäumens bei 12. Juni waren sie gleichgeschaltet. 
Anneliese Rohver unlängst in der ,,Pyesse" lesen: Drastischer hätte die Meinungsmanipulation gar 



nicht bewiesen werden I<önnen, als durch das Normen, die in fast allen anderen Staaten Eure- 
nunmehrige Eingeständnis der I<irche, nicht infor- pas seit langem normal sind. Welches sogenannte 
miert gewesen zu sein. Ganze 550 Millionen mehr ,,unabhängige" Medium hat die zwölf Punl<te wört- 
an Mehrwertsteuer wird die I<irche jährlich für lich verbreitet? Mi r  ist keines bekannt. Dafür gab 
ihre sozialen Leistungen erbringen müssen, drei- es umso mehr Unterstellungen: Hunderttausende 
einhalb Milliarden hat sie zurücl<zuerstatten. Als wurden verunsichert oder gegen die Freiheitlichen 
dem Selcretär der Bischofsl<onferenz, Michael aufgehetzt. Es wurde, weil trotz der Einschüchte- 
Wilhelm, diese Zahlen im Juli bewußt wurden, gab rungsversuche über 400.000 Bürger dem Gewis- 

gegenüber der „ Furche" unumwunden zu: ,,Man sensdrucl< standhielten, dennoch das erfolgreich- 
hat uns total ausgetvicl<st, es t r i f f t  den L&ens- ste Voll<sbegehven der Geschichte. Unter seinem 
nerv unserer karitativen Einrichtungen." Waren Druclc änderte die Regierung die Ausländergeset- 
I<ardinal I<önig oder Pater Patet'nO, die Ja-Emp- ze. Dadurch wurden „Auswüchse und die Zunahme 
fehlungen abgaben, richtig und vollständig infor- der Ausländerfeindlichl<eit, Zustände wie in 
miert? Gewiß nicht. k Deutschland, verhindert". Das waren jetzt Zitate. 
Die ~inschränkung der ~einungsfreiheitdurchVov- Zitate des sozialistischen Innenministers, vor drei 
selel<tion der Information und Manipulation ist der Wochen in der Presse. Wie heuchlerisch dev Ge- 
größte Feind der Demol<ratie. Bei der Meinungs- wissensdrucl< war, ersieht man an der angeblich 
freiheit liegt heute eines der größten Probleme umstrittensten Forderung desVoll<sbegehrens: eine 
unseres Staates. Zugegeben, es i s t  geschicl<t ge- 30-Prozent-Grenze für Kinder nichtdeutschev Mut- 
macht. I m  ehemaligen Ostblock ~ u ß t e n  die Bur- tersprache in den Schul lclassen. Abgesehen davon, 

gev, was sie von ihren Medien zu halten haben. I n  daß dies dem Berliner Modell Richard von Weiz- 
Österreich entdecken es viele erst sehr langsam: säcl<ers entsprach, forderte unlängst die Ö V P  25 
daß in der ,,Franl<furter Allgemeinen", der „Süd- Prozent. 
deutschen" oder der ,,Neuen Zürcher Zeitung" 
mehr Wahrheit über Österreich zu finden ist als in ,,Seien wir  wachsam gegenüber 
den meisten hiesigen Medien. dem Gewissensdrucl(!" 
Die Meinungsfreiheit geht Hand in Hand mit  der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, Artikel 1 4  des War der Gewissensdrucl<, die Erzeugung von Angst, 
~taatsgrundgesetzes. Sie betr i f f t  nicht nur das vor der EU-Volksabstimmung denn viel geringer? 
religiöse Gewissen. DYUC~< auf das Gewissen, Angst Günther Nenning beschrieb danach das Zusammen- 
vor dey eigenen Meinung, das haben wir in den spiel zwischen Regierung und Medien in den letz- 
letzten Jahren wieder I<ennengelernt. Das Voll<s- ten Wochen vor der Abstimmung so: ,,Wenn ihr 
begehren ,,Österreich zuerst" brachte eine urige- nicht ordentlich abstimmt, werden wir euch die 
ahnte Mißachtung der Gewissensfreiheit durch die Steuern erhöhen; wird der Schilling in Gefahr ge- 
Machthaber an den Tag. Die zwölf Forderungen raten; werdet ihr um eure Pensionen kommen; wird 
des ~olksbegehrens enthielten nichts anderes als euch das Urlaubs- und Weihnachtsgeld entzogen. 



Jeden Tag eine Erpressung - und weich sind's wor- 
den. Ein fulminantes Furioso und Finale - Gratu- 
lation, rot-schwarze I<oalition! Gekonnt i s t  ge- 
Iconnt." Wo Nenning diese Satze schrieb? I m  
Brancheninsider-M agazin ,, Der österreichische 
Journalist". Sonst hätte ihn dies wohl niemand 
schreiben lassen. 
Seien wir wachsam gegenüber dem Gewissens- 
drucl<! Österreich hat Ähnliches schon erlebt: Es 
endete jedesmal fürchterlich. 
Seien wir auch wachsam, was die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit in bezug auf die Religionsfrei- 
heit betrifft. U nsere national liberalen Vorfahren 
haben auch diese Freiheit errungen. Dama'is vor 
allem deshalb, damit die Politilc nicht vor den 
I<arren der Interessen der I<irche gespannt wird. 
Aber auch diese Freiheit gilt nach beiden Seiten. 
Wir werden heute die I<irchen davor schützen, daß 
sie vor den I<arren der Politilc gespannt werden. 
Die ehrliche Trennung von I<irche und Politilc i s t  
dafür noch allemal der beste Weg. Es ist seltsam 
genug, daß so mancher I<irchenfürst die soziali- 
stischen Umarmungsversuche nicht zu durchschau- 

ehemalige Vorsitzende des Verbands Sozialistischer 
Studenten Österreichs und spätere I<veisl<y-Sel<re- 
tär Günter Rehalc sofort seinen Lehrauftrag für 
Statistik an der Universität Wien. Weil er nämlich 
im Gegensatz zu manchen l<lagenfurter 
Politologen-Kollegen das demol<vatische Gespräch 
mi t  den Freiheitlichen gesucht hatte. Dafür hat 
heute der Palmers-Entführer und RAF-Terrorist 
Pitsch einen Lehrauftrag! 
Freiheit i s t  das nicht. 
Freiheit ist wohl nicht einmal dort wirklich gege- 
ben, wo sich sozialistische Regierungen solche erst 
später selbst in das Staatsgrundgesetz eingefügt 
haben, wie 1982 die Freiheit der I<unst. Welche 
oder besser gesagt wessen Freiheit i s t  es, wenn 
manche I<ünstler darben, während sich ein I<unst- 
minister Scholten angesichts freier Burgtheater- 
stühle die Freiheit nimmt, die Peymanns, Nitschs, 
Mühls oder Fäl<all<ünstler wie Brus und I<olig mit 
Subventionen zu überschütten? Die Freiheit der 
I<unst wäre gut, aber die Verschwendung und der 
Mißbrauch von Steuergeldern sind weder eine 
I<unst, noch je frei gewesen. 

en scheint. 
w i e  mi t  der Freiheit der Wissenschaft und ,,In der Schweiz ist das demol<ratische 
Lehre, Artikel 17, umgegangen? I n  kaum eit~em Prinzip keine Phrase" 
anderen Bereich ist, und gewiß nicht zufällig, der 
payteipolitische Drucl< so hoch wie im Bildungs- Unser Grundrecht auf Demol<ratie ist als erster 
Wesen. Gibt es in Niederösterreich fast nur schwar- Artil<el in der Bundesverfassung veranl<ert: ,,Das 
ze Lehrer, sind es in Wien fast nur rote. Von den Recht geht vom Voll< aus." Wir haben uns daran 
Diyel<torenposten nicht zu reden. Unsere Kinder gewöhnt, diesen Satz als blumige Phrase zu Se- 

brauchen Ausbildung, nicht politische Verführung. hen. Weil wir natürlich wissen, daß in Wahrheit 
I n  I<lagenfurt wurde die Universität weitgehend sehr wenig Recht vom Voll< ausgeht, und nicht ein- 
so besetzt, daß man sie gleich Anti-Haider-l<olleg mal von dessen Vertretern im Parlament. Viele 
taufen könnte. M i t  Freiheit und mit Wissenschaft haben sich damit abgefunden, daß es eine Papier- 
hat dies I<aum mehr etwas zu tun. Dafür verlor der verfassung und eine Realverfassung gibt. I n  der 



Realität bestimmen Parteien, Gewerl<schaft, Kam- 
mern, die sogenannten Sozialpartner. Aber muß 
es so sein? I n  der Schweiz i s t  das demol<ratische 
Prinzip keine Phrase, sondern gelebte Realität. 
War die Demokratie in Österreich lange Zeit bloß 
auf ein Wechsel- bzw. Zusammenspiel von Rot und 
Schwarz und ihrer Interessenverbände beschränkt, 
so konnten die Freiheitlichen durch ihre Wahler- 
folge der letzten acht Jahre für einigen frischen, 
dernol<ratischen Wind sorgen: Wir haben die The- 
men vorgegeben, manches Unheil abgewendet, Pri- 
vilegien abgebaut, Mißstände aufgedeckt, I<ontrol- 
le gebracht. Trotz der Realverfassung, die am Par- 
lament vorbeigeht. 
Was aber wird aus unserem Demokratieprinzip 
nach dem EU-Beitritt, wenn 80 Prozent der Ge- 
setze in Brüssel gemacht werden, und sich ein 
undurchsichtiges österreichisches System mit  ei- 
nem undurchsichtigen System der Lobbyisten in 
Brüssel multipliziert? Wie sehr den Regierungs- 
parteien daran gelegen ist, das Dernokratieproblem 
zu verdecl<en, sahen wir bei der Volksabstimmung. 
Sie war nicht wegen der gestellten Beitrittsfrage 
notwendig geworden, sondern wegen der damit 
verbundenen Gesamtänderung der Verfassung. Der 
zwingende Grund für die VoII<sabstimmung war die 
Änderung folgender Verfassungsprinzipien: des de- 
mol<ratischen, des rechtsstaatlichen, des gewalten- 
trennenden und des föderalistischen. Es zeugt von 
Mut, daß selbst koalitionsnahe Experten des 
Verfassungsdienstes darauf aufmerksam machen 
wollten, ja selbst der koalitionsnahe Präsident des 
Verfassungsgerichtshofs seine Bedenken äußerte. 
Dem Bürger hat die Regierung dies dennoch ver- 
schwiegen: darunter die einfacheTatsache, daß mit 
dem EU-Beitritt das Recht nicht einmal mehr auf 

dem Papier vom Voll< ausgehen muß. Wollen wir 
nicht Opfer eines Verantwort~~ngszuweisungsspiels 
zwischen Wien und Brussel werden, wollen wir 
weiterhin im eigenen Land etwas zu sagen haben, 
dann werden wir eine Absicherung unserer Demo- 
kratie benötigen. So wie das in selbstbewußten 
EU-Staaten der Fall ist: durch eine Mitsprache 
des Parlaments, ehe Gesetze in Bvüssel besch los- 
Sen werden; durch eine wirlcliche I<ornpetenz- 
sicherung für die Länder und Gemeinden, durch 
eine Aufwertung des Bundesrats als Länder- 
Icammeu, durch stärkere I<ontrollrechte im Paula- 
ment, und durch die Er le ichterung d i rek t -  
demokratischer Initiativen, die, wie in der Schweiz, 
zu verbindlichen Volksentscheiden führen müssen. 
Wenn wir in all diesen Grundrechtsbereichen nicht 
hellhörig werden, könnte es geschehen, daß wir 
auf kaltem Wege, aber sicheu, Schritt für Schritt 
unsere mühsam errungenen Bürgeruechte wieder 
abgeben. Statt Herrscherhaus und Adelsvorrecht 
gäbe es dann bloß eine andere Ar t  von I<lassenge- 
sellschaft. Eine Gesellschaft mit  einer neuen I<lasse 
der Nehmeu, aus Bürokraten und Lobbyisten auf 
der einen, und der Klasse der Geber, der zahlenden 
Bürgeu, auf der anderen Seite. 
Die Gefahr der Politil<verdrossenheit, die, wie wir 
aus unseren eigenen Erfolgen sehen können, wohl 
eher eine I<oalitionsverdrossenheit ist, darf nicht 
zur Lethargie fuhren. Wir müssen den klaren Bliclc 
für das Wesentliche scharfen: H inter vielen schein- 
baren Nebensächlichl<eiten vevsteckt sich ein 
Grundrechtsproblem. Wieviel i s t  beispielsweise das 
Menschenrecht auf Gehör vor einem unabhängi- 
gen Gericht wert, wenn durch das Weisungsrecht 
des politischen M inisters die Staatsanwaltschaft 
gar kein Verfahren einleiten darf? Niemand soll 



ohne Gehör und ohne Gericht verurteilt werden. 
Aber jeder Schuldige soll sich auch vor einem 
Gevicht verantworten müssen. 

„Das Recht auf Heimat als Bürgerrecht" 

Lassen wir uns auch nicht in die Irve führen. Untev 
dem Deckmantel humanitärer Motive versuchen 
uns manche nach wie vor ein Recht auf Einwande- 
rung einzureden. Dieses Recht gibt es nirgendwo. 
Hingegen gibt es das Recht auf Heimat, und zwav 
als Bürgerrecht! Wirkliche Humanität, sofern es 
sich nicht um Flüchtlinge handelt, beweist man, 
indem man Wanderungen vorbeugt, vor Ort,~duvch 
Hilfe: damit jedes Voll< von seinem Recht auf Hei- 
mat auch etwas hat. 
Multil<ulturelle Experimente mit  offenen Grenzen 
dienen einer alten Ideologie. Nur verdecl<t, weil es 
ein umgekehrter Ansatz ist: Es handelt sich um 
nichts anderes als um die alte marxistische Theo- 
rie der Umverteilung. Nur daß diesmal nicht das 
Geld zu den Menschen, sondevn die Menschen zum 
Geld umverteilt werden sollen. Umvevteilung führt 
immev, wie die Geschichte bewiesen hat, zur Ar- 
mut für alle. Verteilt man die Menschen um, i s t  
dies allevdings noch viel gefährlichev. Weil dies zu 
sozialen Spannungen und Gewalt führt; weil dies 
auch im Gegensatz zu den bürgevlichen und sozia- 
len Menschenrechten steht. Nicht umsonst wurde 
den Menschenrechtspal<ten der U N 0 das Se1 bstbe- 
stimmungsrecht dev Völker vorangestellt, mit dem 
Wortlaut: ,,Jedes Voll< hat das Recht, frei über 
seinen eigenen Reichtum und seine Ressourcen zu 
verfügen." Nicht umsonst unterscheiden die Men- 
schenrechte sorgfältig zwischen allgemeinen Rech- 
ten und politischen Rechten von Staatsbürgern. 

Nicht umsonst enthält auch der Artikel 16 der 
Menschenrechtsl<onvention ausdrücl<lich die Be- 
stimmung, daß „politische Tätigkeiten von Aus- 
ländern" eingeschränl<t wevden Icönnen. Macht man 
davon nicht rechtzeitig Gebrauch, importiert man 
den I<rieg: wie Deutschland den türl<isch-l<uvdi- 
schen. 
Die Freiheitlichen werden jetzt und für die Dauer 
dev I<oalition auf diese Verpflichtungen der Regie- 
rung gegenüber dem eigenen Voll< pochen: sie dar- 
an evinnevn, daß weder die Flucht  aus der 
Regievungsvevantwortung nach Brüssel, noch fal- 
sche Humanität von ihrev Vevantwortung ablen- 
ken Icönnen. 
Auch im wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich 
gibt es Grundrechtspflichten für die Regierung. Die 
Demontage der Vevstaatlichten, die Debakel bei 
AMAG oder DDSG, sind nicht das, worauf die 
Bürger gemäß Artilcel 23 der Allgemeinen Evlclä- 
rung der Menschenrechte Anspvuch haben, näm- 
lich auf den „Schutz gegen Avbeitslosigl<eit". Die 
Ermutigung zum Sozialmißbrauch, weil Leistung 
bestraft wivd, während dort, wo Hilfe wirl<lich 
gebvaucht wird, keine kommt, ist ebenfalls nicht 
das, was Artikel 25 unter der Regievungspflicht 
zur „Sicherung des Lebensstandards" versteht. 
Daß sich einige im Sonnenlicht der Macht auf 
Kosten der Allgemeinheit bereichern, während 
immer mehr im Schatten stehen, in die Nähe der 
Armutsgrenze rücl<en, Pensionisten der Lebensun- 
terhalt gelcüvzt wird: Das haben wir schon gehabt. 
Fovdern wir die Grund- und Freiheitsrechte ein, 
und verändern wir allein dadurch das Land! 



„Wer den Mut zur Demolcratie nicht hat, 
der wird sie verlieren" 

Dev Mut, die Rechte, die man schon hat, auch zu 
beanspvuchen, kann nicht zuviel verlangt sein. 
Denn: Wev den Mut  zur Demol<vatie nicht hat, der 
wird sie vevlieren. Zeigen wir unseven Mitbürgern 
die Wahrheit auf, wie es mit den Grundlagen unse- 
res Staates wirl<lich steht, und zeigen wiv denjeni- 
gen, die das nicht wahrhaben wollen, weil sie in 
dev Vergangenheit vevhaftet sind, gleichgültig ob 
bei Victov Adler und Bruno I<reisl<y, odev bei Leo- 
pold Figl und Julius Raab, zeigen wir ihnen eines: 
Wie Macht I<orrumpiert, und Demolcvatie dahev 
die I<väfteverändevung braucht. 
Das freiheitliche Pvogvamrn, die freiheitlichen 
Thesen und die Wahlplattform dev 1 4  Punkte ent- 
halten unseve Werte, unseve Ziele und unseven Weg 
dorthin. Es i s t  ein ehrlicher Weg, und es i s t  ein 
Weg, dev schon in vielen Staaten evfolgveich ge- 
gangen wuvde. Wir waren, als Partei und als Staat, 
diesen Zielen auch schon nähev. Viele Verspvechun- 
gen der I<oalition decken sich mit  unseven Zielen: 
Nuv, daß diese I<oalition ihre Ziele nicht nuv nicht 
erreicht hat, sondern ständig hintev bereits Er- 
reichtes zuvücl<gefallen ist: in dev Verschuldung, 
in der Budgetpolitil<, in dev SicherheitspolitiI<, bei 
der Pvivatisievung. Und daß die I<oalition die I<vi- 
til< an ihrem Unvevmögen duvch ein fahrlässiges 
bis gefähvliches Spiel mi t  den Grundrechten zu 
evsticl<en sucht. 
Was hindert die Regievungspavteien - aus eigenem 
oder gern mi t  unserer Hilfe -, Demolcvatie und Bür- 
gerrechte zu stävlcen? M i t  freiwilligen, leistungs- 
ovientievten Interessenvevtvetungen; mit  mehv I<on- 
trollvechten im Pavlament; mi t  Divel<twahlen von 

Büvgermeistern und Landeshauptleuten; mi t  rnehv 
Bürgevvevantwovtung statt der unvevständlichen 
Gesetzesflut; mit  einev abgespeckten Verwaltung 
wie in  der Schweiz, und m i t  dem d i rek t -  
demol<ratischen I<orvel<tiv, daß 100.000 Unter- 
schriften zu einer Voll<sabstimmung führen. Da- 
mit  die Regierung sich nie zu weit vom Voll< ent- 
fernen Ikann. 

,,Derzeit trägt der Mittelstand alle Last" 

Wäve es nicht möglich, ja sogar höchste Zeit, den 
~<oaIitionsbeI<enntnissen wie auch unseren Fovde- 
rungen entsprechend, die Wirtschaft zu entlasten? 
Devzeit tvägt deu Mittelstand alle Last: füv die 
Subventionen und die Pleiten der Großen, und füv 
das Avbeitslosengeld dev dort Entlassenen. Wenn 
Produl<tivität auf Dauer bestraft wivd, hört  sie 
auf. Eine wivl<liche Pvivatisierung ist nötig, nicht 
nuv der Gewinne, auch dev Verluste; Senkung der 
Lohnnebenl<osten und Steuevn, Fövdevung von 
Eigenkapitalbildung und Investition. Ein Großteil 
dev Behördenvevfahren und Verwaltungsschil<anen 
ist überflüssig, dev Vollzug notwendiger Gesetze 
kann weitgehend dev Eigenverantwortung dev Be- 
triebe übertragen wevden: Was im Beveich dev 
I<raftfahrzeugüberpvüfung möglich war, geht in 
vielen anderen Beveichen auch. Laßt den Markt 
arbeiten. Es ist ein Unding, daß ärmelschoner- 
tragende Bleistiftspitzer und Schveibtischstrategen 
die Macht haben, untevnehmerisches Schaffen zu 
unterbinden. I n  einer wirl<lichen Marl<twiutschaft 
i s t  alles evlaubt, was nicht ausdrücl<lich verboten 
ist .  I n  Östevreich ist alles vevboten, was nicht aus- 
dvücl<lich erlaubt is t .  I m  funl<tionierenden Wett- 
bewerb könnte niemand einen ungerechtfertigten 



Gewinn aus der Macht evzielen: Dahev wivl<same 
I<avtel lgesetze, Fusionsl<ontvol le, Entflechtungen. 
Es hat auch keinen Sinn, über die Sicherung von 
Arbeitsplätzen zu philosophieven, wenn man die 
Betriebe, zu denen sie gehören, eudvücl<t, odev, wie 
etwa im Bereich der Landwirtschaft, dev Lebens- 
mittel- und dev Automobilzulieferindustvie, unvov- 
beveitet einem völlig ungleichen Wettbewerb mi t  
dev EU aussetzt. Es hat auch keinen Sinn, übev 
den Höchstsatz der E inl<ommensteuev zu dislcutie- 
ven, wenn in Wahrheit übev direkte und indirekte 
Steuern, Abgaben und Lohnnebenltosten alle, ganz 
gleich ob arm oder reich, annähernd gleicherma- 
ßen von der enormen Abgabenquote von 43,51Pvo- 
zent betroffen sind. Wiv brauchen keine ideologi- 
schen Debatten, sondern gleichzeitig mi t  der Ent- 
lastung dev Betviebe auch die Entlastung der Av- 
beitnehmer, damit ihve I<aufkvaft steigt. Nur so 
sicheun wir Avbeitsplätze und Wettbewerbsfähig- 
I<eit in einer Zeit zunehmender I<onl<urrenz aus 
Billiglohnländern. 

„Die Familie wieder aufwerten" 

Ein flexibleres Arbeitsvecht und Betriebsverein- 
bavungen statt dem I<ollektivdil<tat der Gewerk- 
schaft hätte manchen Betrieb und manchen Ar- 
beitsplatz gerettet. Die Solidarität derev, die es - 
noch - nicht betrifft, ist keine Solidarität. Natür- 
lich braucht die Wirtschaft auch Gastarbeiter: Aber 
wäre n ich t  endl ich die Einfühvung des 
Saisonnierstatus wie in der Schweiz angezeigt, zur 
Vermeidung des Verdrängungsl<ampfs um Dauer- 
arbeitsplätze, im Interesse dev Sparsaml<eit mi t  
Sozialausgaben, im Interesse der Entwicl<lung der 
Hevkunftsländer der G astavbeiter? Wäue es nicht 

gevechtev, humanev und gesellschaftspolitisch rich- 
tigeu, die Familie wieder aufzuwevten, durch eine 
Besteuerung des Familieneinl<ommens pro I<opf 
und die direkte Förderung von Farnilienleistungen? 
Das käme noch immev weit billigev als manchev 
I<indergarten oder Pflegeheimplatz, und die Ent- 
scheidung zwischen Beruf und Haushalt wäre wirk- 
lich frei. 
Über 200.000 Österreicher suchen eine Wohnung, 
aber ebensoviele Wohnungen stehen leev. Weil die 
einfachsten Gesetze des Marl<tes außer I<vaft ge- 
setzt sind. Warum gibt es nicht die gleiche Förde- 
rung für genossenschaftliche wie private Bauher- 
ven? Warum fördeut man überhaupt die Bauhev- 
Yen, statt die fördevungswüvdigen Bewohner? Die 
Subjel<tförderung von EinI<ommensschwachen 
duvch M ietkostenbeihilfen oder Wohnbauschecl<s 
wäre gevechtev und billiger als das derzeitige Sy- 
stem. Das noch dazu in einem ausgeglichenen freien 
Mavlct. Es geht nicht an, daß, nur um parteipoli- 
tische oder ideologische Positionen aufrechtzuer- 
halten, Österveicher ohne Wohnung sind. 
N ich t  nur  duvch eine Beendigung der 
Vevschwendungspolitik, sondern vor allem durch 
eine sozialeue Sozialpolitil< könnte der Staatshaus- 
halt ins Lot gebracht wevden. Durch die sozial- 
rechtliche Gleichstellung al ler Erwerbstätigen und 
die Abschaffung von Privilegien; durch verschärf- 
te Zumutbarl<eitsbestimmungen bei der Arbeits- 
losenvevsicherung und private Arbeitsvermittlung 
statt der bishevigen Arbeitslosenverwaltung; durch 
einen schrittweisen Übergang zu mehr sozialer Ei- 
genvorsovge und die damit verbundenen Leistungs- 
anreize. 



„Das Risilco für Opfer vergrößert sich mit der 
Vevringevung des Risilcos für Täter" 

So wie das Sozialsystem, sind auch die Sichev- 
heitspolitilc und die Justiz permissiv geworden. Die 
I<riminalität nimmt zu, das Risilto für potentielle 
Opfer vergrößert sich umgelcehrt proportional zuv 
Verringerung des R isilcos für Täter. U mdenlcen ist 
geboten: Die Exekutive muß gestärlct werden, will 
sie der internationalen I<riminalität, dem Banden- 
Wesen, dem Drogenhandel, gewachsen sein. Stra- 
fen müssen wieder abschreclcend wirlcen, und füv 
sozial psychologische Experimente auf Kosten der 
Sicherheit unschuldiger Büvgev i s t  Icein Platz. Die 
bestialischen Morde vorzeitig entlassener Tviebtä- 
ter in der letzten Zeit haben bewiesen, daß lebens- 
lang auch lebenslang bedeuten muß. 
Worauf warten wir in der Umweltpolitil<? Worauf 
hat die I<oalition gewartet? Nichts von ihren Ver- 
sprechungen für eine öltologische Steuerreform 
wuvde verwivlclicht. Dabei ist  gerade heute die 
Entsteuerung der Arbeit zu Lasten der Besteue- 
rung des Ressourcenverbrauchs auch aus 
beschäftigungspolitischen Gvünden vovdvinglich. 
Wir sind stolz auf die Schönheit unseres Landes. 
Es ist die Schönheit unsever Umwelt, um die es 
geht. Unseve I<ulturlandschaft hängt vom Überle- 
ben der bäuerlichen Betriebe ab: Direktzahlungen 
untev öl<ologischen Auflagen zum Boden- und 
Gvundwassevschutz statt der Produlctionsmengen- 
förderung sind nötig, artgerechte Tierhaltung und 
strenger Tierschutz; Auffovstung von M ischwäldevn 
und Gewässerrücl<bau sind ebenso unerläßlich wie 
die Evhaltung der gewachsenen Bausubstanz in 
unseren Orten und Städten. Dev Schutz der Um- 
welt i s t  eine sehr Iconservative Aufgabe. Scheuen 

wir nicht davor zuvüclc, diesbezüglich so Iconserva- 
t iv wie möglich zu sein. 
M i t  dem Beitritt zur E U  wird die bisher einge- 
schlagene Politilc des „Ohne Wenn und Abev" ein 
Ende finden müssen, sollen Österreichs Interessen 
nicht anderen Interessen geopfert werden. Dies gilt 
nicht nur für den Transit, die Umweltstandavds, 
das Demolcratiedefizit in Brüssel. Das gilt vor al- 
lem für die Abwehr der Bestrebungen in Brüssel, 
bisherige Einstimmiglceitsregeln in Mehrheits- 
regeln abzuändern, wodurch Österreich immev we- 
niger Mitsprache hätte. Vvanitzlcy hat sich schon 
für solche Mehrheitsbeschlüsse ausgesprochen.Wiv 
Freiheitlichen tun das nicht: Österreich zuerst gilt 
für uns auch in der EU. Das hat unsere I<vitil< vor 
der Voll<sabstimmung gel<ennzeichnet, und das 
bleibt auch, bei voller Respelctierung des Vollcs- 
entscheids, unsere Haltung danach. Das gilt auch 
füv die Sorge um die äußere Sicherheit unseres 
Landes, die nicht durch die EU, sondern nur durch 
ein modernes professionelles Heer mit Miliz und 
dessen Einbindung in ein Sicherheitsbündnis ga- 
rantiert werden Icann. 
Hinsichtlich der Grundrechte dürfte es zwischen 
den Parteien in Österreich Iceine Differenzen ge- 
ben. Diese Rechte sind zu gewährleisten. Wir müs- 
sen ständig davübev wachen. Was die politische 
Gestaltung unserev Zulcunft anbelangt, so sind die 
Standpunlcte der Parteien teils vereinbar, teils 
überbrückbar. Wenn dazu nur der demol<ratische 
Wille und der Respekt vov dem Andevsdenlcenden 
vorhanden sind. 



„Was die Politik den Menschen am meisten fen. Weil antidemol<ratischer Wahnsinn zu den 

schuldet, ist Ehrlichl<eitU schlimmsten Arten der Menschenverachtung zählt 
und am schnellsten das zerstört, was uns am wich- 

Die Freiheitlichen sollen für eine harte politische tigsten is t :  die Grund- und Freiheitsrechte. 

Auseinandersetzung stehen: I<onfrontation bewegt 
Wir werden aber auch vor dieser Nationalratswahl 

die Dernoltratie vorwärts. Aber sie werden immer 
mi t  Unterstellungen und Diffamierungen I<onfron- 

gesprächsbereit sein. Ausgrenzung ist das Gegen- t iert sein, weil viele nicht so demol<ratisch denken 

teil von Demol<ratie. Hier ist einiges zu bewältigen wie wir. 

in unserem Land. Für die Vergangenheit wie für 
die Zul<unft. Räumen wir auf mi t  den Lugen, dem Wir werden jede Ar t  von Gewalt und Tevroris- 

Diffamieren, den Heucheleien: Nur die Wahrheit mus schonungslos bel<ärnpfenU 

ergibt ein tragfähiges, pluralistisch-demol<ratisches 
Fundament. Was die Politil< den Menschen unse- 
res Landes am meisten vorenthalten hat und am 
meisten schuldet, ist Ehrlichlceit. 
Lernen wir aus unserer Geschichte: Damit sich 
manches nicht wiederholt! Erlclären wiv, wie es zu 
den Irrungen und Verbrechen Icommen konnte. 
Damit diese nie wieder geschehen. Wer die Erl<lä- 
rung verweigert, verweigert die Vorbeugung für 
die Zul<unft. 
Lernen wir zu unterscheiden zwischen Ursachen, 
Schuld und Verantwortung. Vor allem im Interes- 
se der jüngeren und Icommenden Generation. 
Wer tabuisiert, provoziert. 
Wollen das einige im Land? Wir nicht. 
Es darf kein Spiel mit  der Vergangenheit geben. 
Weder durch politische Unterstellungen, und schon 
gar nicht durch eine Verherrlichung von Gewalt. 
Ob es sich um Narren oder Verbrechev, oder meist 
um beides zugleich handelt, um braune Wehr- 
sportgruppen mit schwarzen Schuhbändern oder 
linke I<ampfbrigaden mi t  roten Bändern auf den 
gleichen Stiefeln, wie jüngst bei einem Antifa-Trai- 
ningslager in Deutschland: Wir werden jede Ar t  
von Gewalt undTerrorismus schonungslos bekämp- 

Vor zwei Wahlgängen der letzten Jahre wurden 
jüdische Friedhöfe geschändet. Wir  verurteilen 
diese Verbrechen und die Verbrechen der Vergan- 
genheit doppelt: weil wir stolz darauf sind, daß 
auf diesen Friedhöfen, in Ehrengräbern, auch die 
jüdischen M itbegründer unserer National li beralen 
liegen, wie der spätere deutschnationale Reichs- 
ratsabgeordnete Adolph Fischhof, der die Freiheits- 
rede 1848 hielt. 
Und wir werden uns das Denken nicht verbieten 
lassen, genauso wie Hans Weigel schon vor zwan- 
zig Jahren es in einem Essay niedergeschrieben 
hat: 
,,Wenn ich I<ommunist wäre, egal, ob rnosl<autreu, 
euro- oder anarchistisch-linl<sradil<al, würde ich 
nachts ein Hal<enl<reuz malen. Hal<enl<reuze scha- 
den meinen Feinden. Wenn ich I<ornmunist wäre, 
würde ich in aller Öffentlichkeit das Horst Wessel- 
Lied anstimmen, hätte ich die H itler-Welle erfun- 
den. Und ich würde das alles, was ich heimlich 
angezettelt habe, publizistisch aufwerten, groß her- 
ausstellen, aufblähen als Wiedergeburt des Natio- 
nalsozialismus. Ich würde mich auf jüdische Fried- 
höfe spezialisieuen, in Österreich würde ich eine 



Sigmund Freud-Gedenktafel besudeln. Ich in [<ein 
I<ommunist. Ich plaudeve nur so vor mich hin. Und 
vielleicht bringe ich sie dadurch auf eine gute Idee. 
Nicht die I<ommunisten, die brauchen mich nicht 
dazu - sondern die Nichtl<ommunisten." 
Wir werden uns weder Bomben noch ein Gedan- 
kengut untevschieben lassen, das nicht unseves ist. 
Auch wenn dazu ein sogenanntes ,,Dol<umentations- 
archiv des Österreichischen Widerstands", mit  sie- 
ben Millionen Steuergeld jährlich, von Sozialisten 
und I<ommunisten als Vorfeldinstitut gegen alles, 
was nicht links ist, aufgebaut wurde. 
Dieses Institut wurde 1981 schon einmal verur- 
teilt. Der damals gemeinsam mit  Otto Habsburg 
und dem U N 0-Menschenrechtsexpevten Felix 
Ermacora diffamierte Hans Pretterebner erwirl<- 
te folgendes Urteil: 
„Die Polarisierung, wer nicht Marxist ist oder sich 
als Antimarxist del<lavievt, sei ipso facto Rechts- 
extremist und Faschist, i s t  unlogisch und sachlich 
falsch. Es i s t  dem Gericht einfach unbegreiflich, 
wie die I<ritil< an der SPÖ ein Merkmal für Rechts- 
extremismus und Faschismus sein soll. Wollte man 
den Standpunkt im Ernst vertreten, I<äme dies 
tatsächlich einer Vorstufe zur Diktatur gleich. Li- 
terarische Vorbi lder f ü r  die Tät igke i t  einer 
Gesinnungspolizei und einer Gesinnungs- 
gleichschaltung sind vorhanden." 
Diesem Urteilstext ist nichts hinzuzufügen. 
Alle politischen Lager Österreichs haben G rund 
zur Besinnung und Einlcehv, was ihre Vergangen- 
heit betrifft. Manche sollten dies schleunigst auch 
für ihre heutige Praxis tun. 
Laßt uns endlich in Ehrlichlceit und auf der Grund- 
lage der Freiheitsrechte, für alle, in die Zultunft 
blicl<en, und gemeinsam auf ein gemeinsames Ziel 

zugehen. Denn die ideologischen Auseinanderset- 
zungen sollten überwunden sein. Was haben sie 
gebracht? Die marxistische Ideologie der Umver- 
teilung hat versagt. Die christlichsoziale Ideolo- 
gie hat sich, ebenso wie nationale und internatio- 
nale Sozialismen, in Dilctaturen, im Faschismus 
verrannt. 

,,Freiheit ist unsere Ideologie" 

Erfolgreich geblieben ist überall auf der Welt nur 
der I<ern unserer Grundwerte. Aber niemand möge 
uns deshalb für ideologiefrei halten. Denn wir ha- 
ben eine Ideologie, auf die wiv stolz sein können: 
Freiheit i s t  unsere Ideologie. 
Unser Anliegen i s t  daher ein anderes, als nur an 
der Verteilung der Macht im Staate teilzuhaben. 
Unser Anliegen ist ein freies Österreich mi t  selbst- 
bewußten Bürgern, die sich in demolcratischev 
Offenheit von den Fesseln eines unerträglich und 
I<ostspielig gewordenen Parteien- und I<ammer- 
systems befreien. Diese frei heitliche Bewegung ist 
eine österreichische Sonderanfertigung, die nur 
aus den Besonderheiten eines nahezu pevfelcten 
Machtverteilungssystems von Rot und Schwarz 
erklärt und verständlich gemacht werden kann. 
Wir sind die einzige Opposition, die zugleich re- 
giert, und der Regierung oftmals das Gesetz des 
Handelns aufzwingt. Wir sind die einzige Partei, 
die nicht nach der Teil habe an der Regierungsmacht 
giert, weil die von den Regievungspavteien davge- 
legte Perspel<tivenlosigI<eit und ihr reform- 
verweigerndes Beharrungsvermögen uns derzeit 
keine Chance eröffnen, die Visionen eines freien 
Österreich zu verwirklichen. Wir sind die einzige 
Büvgerbewegung, die über den Wahltag hinaus die 



Vision von einem Bürgerrechtsstaat entwicl<elt hat, 
der für jeden vernunftbegabten Menschen ein An- 
liegen sein muß. 
Viele spüren und sagen es: So kann es nicht wei- 
tergehen. Es ist ein dumpfes Unbehagen mi t  ei- 
nem sehr realen Hintergrund. Eine unmoralische 
Politilc hat unmoralische Verhältnisse in der öster- 
reichischen Gesellschaft geschaffen. Nach dem 
I<rieg wurde ein Wohlstand unter Geltung der al- 
ten Werte geschaffen. Der Modernismus der sieb- 
ziger und achtziger Jahre hat eine Wohlstandsge- 
sellschaft ohne Werte hervorgebracht. Die Jugend 
von heute, also die Erwachsenen von morgen, wer- 
den mit  einem satten Wohlfahrtsstaat bei qleich- 
zeitig steigender Armut fertig werden müssen. 
Dies wird aber ohne Rücl<besinnung auf traditio- 
nelle Werte nicht möglich sein, für die die herr- 
schende politische I<lasse [<ein Verständnis hat. Sie 
hat eine andere Gesellschaft hervorgebracht. Eine, 
in der Rücl<sichtslosigI<eit und Regellosigl<eit auf 
der Tagesordnung ist, Egoismus, Individualismus 
und Protel<tion prägend wirl<en. Eine Gesellschaft, 
in der der Wert des Lebens geringgeschätzt wird, 
in der es mehr I<avaliersdelil<te als I<avaliere gibt, 
eine Gesellschaft, in der manche ihre Hände nicht 
zum Arbeiten nützen, dafür aber ihre Ellbogen 
zur Durchsetzung ihrer Interessen umso wirl<sa- 
mer einsetzen. 
I c h  bin daher überzeugt, daß die moralischen 
Grundlagen für unser Gemeinwesen neu ausgehan- 
delt werden müssen. Es geht um einen intelligen- 
ten Dialog für eine freiheitliche Gesellschaft. Es 
geht um die rechte Antwort auf das linke Versa- 
gen. Es geht um eine fundierte Abrechnung mit 
dem linken Hedonismus, der zwar den Zusammen- 
bruch des realen Sozialismus im Osten erlebt hat, 

aber die Herausforderungen der Freiheit nicht be- 
wältigen konnte. Wir beklagen heute den zerrütte- 
ten Zustand vieler Familien: die hohen Scheidungs- 
raten, die vielen entwurzelten I<inder und Jugend- 
lichen, Gewalt in der Familie, das chronische Ver- 
sagen der Schule in der PersönlichI<eitsentwicl<lung 
der jungen Menschen, die Gewaltbereitschaft der 
~ugend, die Flucht in den Drogenl<onsum, die Ent- 
sorgung alter Menschen in staatlichen Anstalten 
und die um sich greifende Entsolidarisierung in 
unserem Gemeinwesen. 
Wer aber trug über alt die Jahrzehnte die politi- 
sche Verantwortung dafür? Wer hatte es in der 
Hand, diese geistige Zerstörung aufzuhalten? Es 
i s t  eine mächtige Sozialistische Partei, die seit 
fast 25 Jahren den Regierungschef stellt, die Re- 
gierung dominiert, die Schul- und Bildungspolitil< 
ebenso unter I<ontrolle hat, wie sie die I<ulturelle 
Hegemonie in Österreich erworben hat. Es ist die 
Sozialistische Partei, die die Sozialpolitil< be- 
herrscht und heute vor einem aus den Fugen gera- 
tenen Sozialmonster visionslos I<apituliert. 
Es i s t  unbestritten, daß die Sozialdemol<ratie al- 
ter P~ägung große Verdienste an der Entwicl<lung 
der Arbeiterschaft von der entrechteten ]<lasse zum 
gleichberechtigten Bürger hat. Es i s t  aber auch 
unbestritten, daß die Sozialdemol<ratie von heute 
die Hauptverantwortung an der geistigen Verwü- 
stung unserer Gesellschaft trifft, ebenso, wie sie 
Mitschuld am Aufl<ommen einer unmoralischen 
Funl<tionärsclique hat, die ihre Macht durch Pri- 
vilegien, Ämterpatronanz, Gelegenheitsl<orruption 
und Günstlingswirtschaft festigt. Das große Ziel 
der solidarischen Hilfe für Schwache und in Not 
Geratene wurde durch den unabdingbaren An- 
spruch der Machterhaltung in den Hintergrund 



gedrängt. I n  diesem I<onflil<t offenbart sich die 
ganze Machtbesessenheit, man könnte auch sagen 
Verbissenheit der Einheitspartei, die eine Befrei- 
ung des Bürgers aus bürol<ratischer, politischer und 
ständestaatlicher Abhängigkeit, wie gerne behaup- 
tet wird, gar nicht zuläßt. Aber die Rüclclcehr zum 
Untevtan sichert die Macht für die Partei - Appa- 
rat und Funl<tionäre. Schweigen, Mittun und keine 
dummen Fragen stellen war auch das Rezept, das 
die DDR-Lenker ihren Bürgern alsWohlverhaltens- 
richtlinie ans Herz gelegt hatten. Geben wir uns 
keiner I l lusion hin. Auch in Österreich sind die 
politischen Prätorianergarden am Werlc, um den 
Zustand einer autovitären Entwicl<lungsdemol~ratie 
zu erhalten und den Weg in eine offene Gesell- 
schaft zu verhindern. 

„Bewährte Tugenden wieder in I<raft setzen" 

Wi r  haben die Prä.torianer bei den Wohnbau- 
genossenschaften, die entscheiden, wer in den Ge- 
nuß einer gefördevten Wohnung Icommen Ikann. Wir 
haben die Prätorianer in den Sozialversicherun- 
gen, die über I<uraufenthalt und Frühpension 
Entscheidungsmacht haben. W i r  haben die 
Prätorianer aber auch im Bildungs- und I<ulturbe- 
reich, der zum Schauplatz im I<ampf um das Be- 
wußtsein der Menschen geworden ist. Unter der 
unheilvollen Patronanz des amtierenden U nter- 
richtsministers führen die in die Jahre gekomme- 
nen 68ev und ihre Epigonen einen regelrechten I<ul- 
turlcampf. Nicht die Bildung unserer Jugend, son- 
dern ihre parteipolitische Ausrichtung ist wichtig. 
Nicht von Niveau und Anspruch hervorvagendes 
Theater beflügelt Peymann & Co., sondern antifa- 
schistische Neurosen führen zu einem linken 

~deologisierungswahn. Jene Linken der 68er-Be- 
wegung, die einstmals gegen Autori,tät und repres- 
sive Toleranz angekämpft haben, sind es heute 
selbst, die als Gesinnungsschnüffler und Denlc- 
polizisten die geistige I<ommandogewalt über die 
Bürger erringen wollen. 
Wer nicht täglich die Codeworte Antifaschismus, 
Antisemitismus und Ausländerfeindlichl<eit stra- 
pazievt, darf keinen Zugang zum öffentlichen Le- 
ben finden und ist daher auszugrenzen. Wer sich 
zu seiner Heimat bekennt, ist ein Nationalist. Wer 
für die Familie eintritt, ist ein Faschist. Wer die 
multikulturelle Gesellschaft ablehnt, ist ein Ras- 
sist. Und wer sich für Leistung und Fleiß stark 
macht, ist ein Real<tionär. Für den Icritischen Be- 
obachter wird damit eines l<lar: I n  diesem Bereich 
verlaufen die wichtigsten I<onfIil<tlinien gerade nach 
dem großen europäischen Umbruch von 1989 zwi- 
schen den Vertretern der offenen und der geschlos- 
senen ZuI<unftgeseIIschaft: ,,Es droht von der Lin- 
ken Iceinerlei geistige Anregung mehr; sie wird sich 
allenfalls beteiligen an der Organisation des ge- 
sellschaftlichen Zerfalls in Form der politischen 
I<orrel<theit", meint sogar der ,,Spiegelu. Wir ar- 
beiten daher für die freiheitliche Wende hin zu 
einer offenen Gesellschaft, die nicht darauf ver- 
zichten Icann, bewährte Tugenden wieder in I<raft 
ZU setzen. Der linke Hedonismus i s t  entzaubert, 
seine Werte haben die Unschuld verloren. Was wir 
brauchen, ist eine Iclare Rücl<besinnung auf jene 
Werte und Tugenden, die im Wohlfahrts- und 
Wachstumstaumel in die Vergangenheit abgescho- 
ben wurden. Ich meine Werte wie Fleiß, Leistungs- 
wille, Arbeitsmoral, Disziplin und Ordnung. Ich 
meine Tugenden wie Bescheidenheit, Gemeinsinn, 
Sparsamlceit und Anstand. 



,,Es ist eine moralische Debatte, 
die zu führen ist" 

Was i s t  das auch für eine Gesellschaft, wo der 
sparsame Umgang mi t  öffentlichen Geldern nur 
dort erzwungen werden Ikann, wo die I<assen ohne- 
dies leer sind. Was ist das für eine Gesellschaft, in 
der Anständigkeit öffentlicher Verantwortungs- 
träger immer häufiger nur mehr mit  dem Staats- 
anwalt durchgesetzt werden kann. Was ist das aber 
auch für eine Gesellschaft, wo die Solidavität mit  
den Schwachen durch die Brutalität der Günstlin- 
ge in Frage gestellt werden kann. Man mag es 
ruhig eine moralische Debatte nennen, die hi,er zu 
führen ist. Sie ist es. Denn es geht um eine neue 
Verfassung für die Freien. Es geht um die Zulcunft 
jenev, die heute noch nicht mitbestimmen I<önnen, 
und sich folglich auch gegen gesellschaftliche Fehl- 
entwicl<lungen, die sie dann auszubaden haben, 
nicht zur Wehr setzen können. Es geht um unsere 
I<inder und Enl<el. Unsere I<inder und Enkel haben 
ein Recht darauf, daß wir ihnen eine Welt überge- 
ben, in der sie sich auch menschlich zurechtfinden 
können. Wenn wir das wollen, müssen wir mehr 
für das Funl<tionieren der Familie tun, in der der 
junge Mensch seine seelische Geborgenheit und 
seine Festigkeit für die Herausfordevungen des 
Lebens findet: ,,Es gibt nichts Wichtigeres, als den 
I<indern eine Mutter und eine Familie zu geben", 
hat Hermann Gmeiner richtigerweise festgestellt. 
Heute regiert nicht der Geist Hermann Gmeiners, 
sondern jener von Johanna Dohnal, fü r  die die 
Familie ein Feindbild, und die I<onsequente Ver- 
staatlichung der Kinder vom frühesten I<indesal- 
ter weg das Ziel ist .  
Wenn wir unseren I<indern eine menschliche Ge- 

sellschaft übergeben wollen, dann dürfen wir sie 
von den Erlcenntnissen der realen Lebens- 
zusammenhänge ebenfalls nicht ausschließen. Die 
frühe Erfahrung mit Computern und Videospielen 
und die rechtzeitige Begegnung mi t  der täglichen 
Gewalt und Brutalität im Fernsehen schafft Men- 
schen ohne Herzensbindung. Wie viele Jugendli- 
che erleben die Natur bewußt, kennen noch Blu- 
men, Tiere und Bäume, und wissen um die Bedeu- 
tung von Brauchtum und Sitte im Leben? Unsere 
Freiheit ist zugleich unsere Verantwortung für die 
Natuv,weiI unsere Freiheitsrechte ohne Grundrech- 
te auch für die Natur nicht I<onl<ret erlebbar wer- 
den. 

,,Es braucht eine neue Umverteilung 
vom Staat zum Bürger" 

Wenn wir eine menschliche Gesellschaft wollen, 
dann braucht es eine neue Umverteilung, die in die 
umgel<ehrte Richtung geht: eine Umverteilung vom 
Staat zum Bürger. Die Steigerung der Ausgaben 
im Sozialstaat erhöhen nicht die Sicherheit. Ob- 
wohl die Ausgaben für die Sozialhilfe seit 1987 in 
Milliardenhöhe explodiert sind, nimmt die Armut 
zu. Mehr als 1,5 Millionen Östevreicher leben an 
der Armutsgrenze. Der Mehraufwand ist in Wirk- 
lichkeit eine Einladung zur Verschwendung im 
Funl<tionärsstaat. Wie auf einem Verschiebebahn- 
hof werden die Geldev, für den Bürger überhaupt 
nicht mehr nachvollziehbar, hin und hergeschoben. 
Immer seltener erreichen sie das erl<lärte Ziel. So 
wird Geld in den Familienlastenausgleichsfonds 
durch regelmäßige Abgaben von den Arbeitslöh- 
nen eingezahlt, jedoch allein für die Österreichi- 
schen Bundesbahnen werden jedes Jahr 700 Mil- 



lionen Schilling aus überhöhten Tarifabrechnungen 
abgezweigt. M i t  M i l  l iardenaufwand werden 
Arbeitsmarl<tfö~derungsp~ogramme betrieben. Der 
durchschnittliche Betrieb hat davon gar nichts. Aber 
nahezu 100 Millionen werden für obsl<ure Aus- 
Iändervereine ausgegeben, und Millionen für eine 
I<ünstleragentur des Ö G B  gezahlt, die, statt AY- 
beitsplätze zu schaffen, Prostituierte an Nachtlo- 
kale vermittelt hat. 
Ein grundlegender Umbau des Sozialstaats ist 
daher notwendig. Ich bin beispielsweise für eine 
einheitliche, steuerfinanzierte Grundpension für 
alle Bürgev, die eine M indestanzahl anrechenba- 
rer Pensionszeiten nachweisen können. Der der- 
zeitige Pensionsraub, der den ASVG-Versicherten 
in acht Jahren über 500 Milliarden Schilling an 
Pensionsl<ürzungen brachte, muß endlich beendet 
werden. Immer mehr nichtentgeltliche, aber un- 
verzichtbare Tätigkeiten, wie Familienbetreuung, 
Altevsfürsouge und andere freiwil lige Sozialdienste, 
würden damit zu einem eigenen Pensionsanspvuch 
führen. Darüber hinaus wäre Raum genug für Maß- 
nahmen der Eigenvousorge. Das hätte auch den 
Vorteil, daß die Herrschaftschancen einer heute 
mächtigen und viel zu teuren Sozialversicherungs- 
bürol<ratie mi t  einem Schlag drastisch reduziert 
werden könnten. Ich sehe in solchen Reformen den 
entscheidenen Schritt zu einer Gesellschaft, wo 
Gleichheit in Freiheit möglich ist, und nicht Gleich- 
heit in Unfreiheit verordnet wird. Die Differenzie- 
rung nach Beamten, Arbeitern oder Eisenbahnern 
würde der Vergangenheit  angehören, die 
Pragmatisierung wäre [<ein Thema mehr, und Filz 
und Verschwendungswahn der Sozialbürol<ratie im 
Interesse der Freiheit eingeschränl<t. 

„Verteilt kann nur das werden, 
was vorher erarbeitet wurde" 

Wer die Gleichheit in Freiheit ernst nimmt, rnuß 
den Staat zum Rücl<zug aus allen wirtschaftlichen 
Bereichen zwingen, wo sein Eingriff Wettbewerbs- 
verzerrung, Geldvernichtung und Chancen- 

hervorruft. Das Schicl<sal der Staats- 
industrie sei uns eine Warnung. Das Dogma von 
der unsinl<baren Staatsindustrie ist zusammenge- 
b~ochen.Wirtschaft funI<tioniert nur, wenn Gewinne 
erzielt werden. Verteilt kann nur das werden, was 
vorher erarbeitet wurde. Löhne und Gehälter I<on- 
nen in den Unternehmen nur in jener Höhe gezahlt 
werden, die vorher verdient wurden. Heute gibt es 
einen großen Bereich sogenannter geschützter Un- 
ternehmungen, in denen das nicht verdient wird, 
was umverteilt wird. Die Zeche bezahlen Hun- 
derttausende Beschäftigte in den privaten I<lein- 
und Mittelbetrieben, die mehr leisten und mehr 
Steuern zahlen müssen, damit sie jene auch miter- 
halten, die ihre Gehälter nicht mehr selbst voll 
verdienen können. I m  ORF macht allein die jahr- 
liche Pensionsvo~sorge für einen Mitarbeiter im 
Schnitt mehr aus als ein Jahvesgehalt für  einen 
Mindestlohn einer Fabril<sarbeiterin von 120.000 
Schilling in der Privatwirtschaft. Die Zahlung hoher 
Arbeitslosengelder, die zu hohe Besteuerung der 
Leistungslöhne, die I<ünstliche Haltung gut dotier- 
ter Arbeitsplätze in staatlichen Großunternehmen, 
die ausgedehnte Untevbringung von Arbeitsl<räf- 
ten in öffentlichen Einrichtungen und I<ammer- 
institutionen und die politisch privilegierten Früh- 
pensionen sind jene Instrumente, die der österrei- 
chischen Wirtschaft die Wettbewerbsfähigl<eit neh- 



men und den Arbeitnehmern in den Privatbetrieben 
zwei Drittel ihrer erarbeiteten Gehälter für diese 
staatliche Geldvernichtung mi t  abzweigen. 

,,Ohne Wahrheit gibt es keine Freiheit" 

Machtverzicht, Meinungsfreiheit und Menschlich- 
keit sind die drei wesentlichen Ziele, die in einer 
Demolcratie nach unserer Vorstellung verwirl<licht 
werden müssen. Für Resignation oder Gleichgül- 
tigkeit ist jetzt kein Platz. Wer den Übermut der 
ehrenwerten politischen I<lasse nicht bekämpft, 
wird ihren Spott ernten. Diese I<lasse braucht die 
Bürgev, um ihre Macht formaldemol<ratisch,abzu- 
sichern. Wi r  sind die Wächter für jene Freiheit, 
die uns noch geblieben ist. Und wir sind die Garan- 
ten für die Wiedergewinnung der Freiheit, die man 
dem Bürger abgenommen hat. 

Wir wollen Strafen für Geldverschwender statt 
Orden für Geldvernichter. 

Wir wollen öffentliche Sparsamlceit statt private 
Armut. 

Wir wollen geistig freie Jugendliche statt staat- 
lich bevormundete I<inder. 

Wir wollen eine freie Presse statt unfreie Medien. 

Wir  wollen eine Gesellschaft, in der I<inder- 
freundlichl<eit mit  der Familie verbunden ist statt 
eine Gesellschaft, in der die Familienpflichten von 
den I<inderfreunden wahrgenommen werden. 

Dieses politische Bekenntnis zur offenen Gesell- 
schaft setzen wir sehr bewußt der heutigen Ten- 
denz zur angepaßten Gesellschaft entgegen. Wir 
wo1 len bewußt den Bürger ermutigen, Freiheit 
I<onl<ret zu erleben, Eigenständigkeit zu wagen und 

Wir wollen eine Freiheit ohne Zwang statt Zwang 
das faszinierende Abenteuer der Selbstbestimmung 

ohne Freiheit. 
in Angriff zu nehmen. Wir sind nicht geboren, um 
in einer Herde von Lemmingen glücl<lich zu wer- 

Wir  wollen die Stärl<ung des Rechts statt des den. 
Rechts der Stärlceren. Manche mögen sagen, diese Feststellungen sind 

Wir  wollen Verantwortung für Schwache statt für einen Poiitii<er gefährlich. Ich sage, die Wahr- 

schwache Verantwortliche. heit ist dem Bürger zumutbar. Sie muß es sein. 
Denn Wahrheit, in den kleinen wie in den großen 

Wir wollen Chancen für alle statt Protektion für Zusammenhängen, ist die der 
wenige. 

- 
Entscheidung in einer Demol<ratie. 

Wir  wollen Erfolg durch Marl<twirtschaft statt Ohne Wahrheit gibt es keine Freiheit. 
Chaos durch Mißwirtschaft. Wer die Freiheit will, muß den Mu t  haben, die 

Wir wollen die Vermenschlichung der Politilc statt Wahrheit zu suchen. 

Vevpolitisierung der Menschen. 
Den Bürgern diesen Mut zu geben, i s t  unsere Auf- 
gabe. 

Wir wollen moralische Politilc statt politisierte 
Moral. 



Weil das Land sich ändern muß 
S I P ~  - Liste 3 

Österreich ist nach wie vor die Republil< der Roten 
und der Schwarzen: 
Wohnungen, Aubeitsplätze, ORF, Zeitungen, Be- 
amte, usw. Soviel parteipolitische Gängelung gibt 
es nivgendwo mehu in Europa. 
Wir  wollen das ändern, Freiheit bringen, damit 
auch jeder sagen Ikann, was er denkt. 
Deshalb sind wir den Machthabern, Wohnungs- 
vergebern, Arbeitsplatzverteilern, Bewilligungs- 
beschaffeun und Intervenierern unbequem. Deshalb 
bekämpfen sie jeden Leistungswilligen. M i t  allen 
Mitteln. 
Österreich tragen sie auf den Lippen, Eigennutz 
bestimmt ihr Handeln. Gehen Sie mit  uns: für 
Grund- und Freiheitsrechte, wie sie andeunovts seit 
Jahrzehnten einfach ganz normal sind, und für 
unsere Grundwerte: Freiheit, Gerechtigkeit, Hei- 
mat und Dernol<ratie. 
Dieses Wahlprogramm is t  eine Einladung an jeden 
aufrechten Bürgeu, die Zukunft selbst zu gestalten 
und der I<orruptions- und Machtpolitil< eine Absa- 
ge zu erteilen. 



Das Recht muO wirl<lich vorn Voll< Freie Wirtschaft, starkes Land 
ausgehen 

- 
Derzeit haben wir eine schöneVerfassung: Auf dem Die Politil< greift viel zu starl< in die Wirtschaft 
Papier. I n  Wahrheit regieren Uns Partei-, I<am- ,in. Daher orientieren sich viele Betriebe nich-t am 
rner- und Gewerl<schaftsfunI<tionäre. Das Paria- MaYl<t arn Parteibuch ihrer ~ i ~ ~ ~ t i j ~ ~ ~ -  
ment  i s t  le ider viel fach nur  mehr eine Ab- Manchen i s t  die Subvention wichtigev 
stirnrnungsmaschinerie. Die Bürger haben in der der Gewinn. Der I<lein- und Mittelstand trägt 
E U immer weniger zu sagen. Deshalb: die Last. 

Zu der irn internationalen Vergleich erschrecltend 
- Viel mehr Bürgerrecht: Zwingende Volksabstim- gevingen Eigenl<apitalausstattung kommen noch 

mung über ein Anliegen bei hunderttausend Un- die zahl reichen Schiltanen durch die Staats- 
terschriften, Volltsabstirnmung über Steuer- und büYol<ratie. Deshalb: 
Abgabenerhöhung, Begrenzung der Minister auf 
sieben, wie in der Schweiz. - Volle Privatisierung der verstaatlichten Wirt-  

schaft und Verkauf aller öffentlichen Anteile an 
- Gesetze müssen für jedermann verständlich sein. pyivatwivtschaftlichen Unternehmen, 

Entrümpelung bestehender Gesetze, zeitliche Be- 
fristung bei neUen Gesetzen: I m  Zweifelsfall - Abbau aller öffentlichen Subventionen zugun- 
.geht ~ ü r ~ e r f r e i h e i t  vor gesetzlicher Regelungs- sten einer Entlastung der produl<tiven Betriebe. 
wut. 

- Beseitigung bürol<ratischer Schilcanen, Redulc- 
- Soviel Direlctwahlen wie möglich: Büvgermei- tion der Behövdenverfahven durch verfahrens- 

ster, ~andeshauptleute, usw. anstelle der Par- I<onzentrationen, mehr Eigenverantwovtung der 
tei- und Pacl<eleiI<arrieren. Betriebe (Modell I<FZ-Ü berprüfung). 

- ~ t ä r k u n g  der oppositionellen I<ontroll- und - Steuersenltungen und besondere Begünstigungen 
M inderheitsvechte irn Parlament. für Eigenl<apitalbildung, nicht entnommene Ge- 

winne und Investitionen. 
- Abschaffung der Zwangsmitgliedschaften in 

Wirtschafts- und Arbeiterl<ammern und Einfüh- 
rung der freiwilligen, leistungsorientierten In- 
teressenvertuetung. 



Arbeitsplätze mit Zukunft - 
für Österreicher 

Laut Wirtschaftsforschungsinstitut sind derzeit in 
Österreich tatsächllich rund 300.000 Menschen 
arbeitslos. Immer mehr Arbeitsplätze waclceln, 
Produl<tionsstätten gehen in Billliglohnländer. Die 
unl<ontrollierte Zuwanderung drüclct das Lohn- 
niveau. Die Arbeitsl<osten sind zu hoch, um inter- 
national wettbewerbsfähig, zu sein, und die Lohn- 
nebenkosten ücbersteigen die Nettoelnl<ommen. Das 
ist die Folge sozialistisch.er Arbeitsmarl<tpolitiI<. 
Deshalb: 

\ 

- Ja zu einer neuen Umverteilung: Von der staat- 
lichen Büral<ratie hin zur Erhöhung der Real- 
einl<ornm'en der produl<tiven RUrger: Durch Steu- 
ersenkungen. Leistung muß wieder zählen. 
20 % weniger Lohnnebenkosten5 dafür I0 % 
höhere Löhne. 

- Si~herung~bestehender Arbeitspllätze durch1 Ab- 
blau 'd-dt Lohnnebknl<osten, Verwaltungs- 
ve~einfachwng W'r' die Betriebe; StreTchung tat- 
ler Privilegien und' Begünstigungen irnz stadtli- 
chen Bereich und bei den Sozialversicherungen: 
dend sie gehen su Lasten der produktiven Ar- 
beitspllatze. " 

- Schaffung neuev Arbeitsplatze durch Init iati- 
ven im H och-Technologiebereich und verstärkte 
Forschung und Entwicl<lung, sowie durch eine 
QualifiI<ationsoffensive für die Arbeitnehmer. 

- Flexibleres Arbeitsrecht, Betriebsvereinbarun- 
gen statt Gewerl<schaftsdi ktat, Steuerft-eiheit fiir 
Ü bershunden. I I 

- Einwanderu~gsstopp und Abbau von Gas4arbeb 
tern in Bereichen, wo Östeisreicher arbeitsbs 
sind. Ü bergang zum Saisonniermodell' nach 
Schweizer Vorbild. 

, 
> -  1 ' 



Das Fundament des Staates sind die Erschwingliche Wohnungen für alle 
Familien. Österreicher 

Sozialpolitische Experimente haben dazu geführt, 
daß Familie und I<inder zum Luxus geworden sind. 
Teure Staatsfürsorge, von der I<inderkuippe bis zum 
Altersheim, drängt die Familie in den Hintergrund. 
Alleinerhalter sind gegenüber Doppelverdienern 
oder Ledigen steuerlich benachteiligt. 'aeshatb: 

; I '  . 
- Die Entscheidung zwischen 'Beruf und Haushalt 

muß frei sein. I<indergartenplätze sind wichtig, 
aber ersetzen die Mutter nicht. 

Mehr als200.000 Österreicher sind auf Wohmungs- 
Weil die M ieterschutzgesetze schlecht sind 

und die Fördevungen und das Genossenschaftswe- 
Sen zur Machterhaltung und Finanzierung 
~<oaCi.tionsparteien mißbraucht werden. Viele PIK?- 
vilegierie sitzen iln gefördertem \I?Johh~ngenjf.viele 
~edürft ige hingegen auf der Straße. Deshalb:! 

- Wenn-schon Förderung, dann gleicherinaßen~für 
genossenschaftliche Wie private Bauherren. 

- Einführung des Familiensplitting, das heißt Ver- - Angebotserhöhung durch Vertragsfreiheit in ei- 
steuerung des Familieneinkommens pro I<opf: nem freien Markt. 
mehr I<inder bedeutet weniger Steuern. 

- Der heutige M'ieteßschutz fuhrt darzu, daß Woh- 
- Direktförderung von Familienleistungen. Die uiumg'en zurü@l<geh'attefi werden, Bau5bbsta~nz 

Betreuung von I<indern und Alten in der Familie verfälitl:' Der V e r t r a g s ~ ~ h ~ ~ t z  sofl:l .bleibem, die 
ist meistens besser und billiger als I<indergär- staatliche Preisregelung fallen. 

C,'" 7 I - ten oder Pflegeheime. , ,  i 
' \  

- Weg von der Fördkrung\(/on Baut'räg'evn,'hin zur 
Förderung von M ietevn, ganz gleich, wo sie woh- 

~rt'e"M. MietkosfenB~iRiWen und* Subjbktförde~~ng, 
&B.-W@hnbalischeck, fOr E'lnkoinrnens~6hwache, 
die sich sonst Iceino'liiNo'htwhg IeistdiriJkönnen, 
sollen das bestehende Förderungsdickicht erset- 

^ ZeM. 3 3 I +' 

j 



Soziales Netz statt Hängematte 

Über 1,5 Millionen Menschen leben in unserer Hei- - Stopp dem Pensionsraub! Durch die letzten 
mat an der Armutsgrenze - Österreicher in Not -, ASVG-Novellefl,~.B.:durch Nettoanpassung,ha- 
viele andere lassen sich auf Steuerzahlerkosten ben die Pensionisten hunderte Milliarden verlo- 
von der Gemeinschaft aushalten. Ein System, das ren. Keine Budgetsanierung auf I<osten dev alte- 
wirl<lich Bedürftigen nicht hilft, aber Arbeitsfähi- ren Generation. 
gen den Leistungsanreiz nimmt, kann nicht richtig 
sein. Deshalb: 

- Schluß mit Sozialleistungen nach dem Gießkan- 
nenprinzip, Sozialleistungen nur für Bedürfti- 
ge. 

- Sozial rechtliche Gleichstellung al ler Erwerbs- 
tätigen und Abschaffung von Privilegien durch 
Zusammenlegung aller Sozialversicherungen; 
eine staatliche Grundversorgung soll durch die 
Förderung der Eigenvorsorge ergänzt werden. 

- Verschärfung der Zumutbarl<eitsbestirnmungen 
bei der Arbeitslosenversichevung. 

- Echte Privatisierung des Arbeitsmarl<tes: Wett- 
bewerb bei der Avbeitsverrnittlung statt staatli- 
cher Arbeitslosenverwaltung. 

- Arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger sollen ge- 
gen Bezahlung zu gemeinnützigen Tätigkeiten 
herangezogen werden können. 



Österreich ist  kein Einwanderungsland Wir schützen Opfer, nicht die Täter 

Österreich war immer großzügig bei der Aufnah- Die I<riminalität nimmt Zu. Österreich ist nicht 
me echter Flüchtlinge. So soll es bleiben. Aber wir mehr so s iche~ wie wir es lange Zeit gewohnt wa- 
können nicht alle aufnehmen, die bei uns ihr Glücl< ren. Internationales Verbrechen, Bandenwesen und 
versuchen wollen: Weil unkontrollierte und illega- Drogenhandel greifen zunehmend auf Österreich 
le Einwanderung zu sozialen Spannungen, zu Ge- Über. M i t  einem Wegfall der Grenzkontrollen in 
walttätiglceiten und stark steigender I<riminalität der EU wird die Lage verschärft. Deshalb: 
führt. Deshalb: 

- Lebenslang soll auch lebenslang bedeuten, Bei- 
- Einwanderungsstopp bis zu Entspannung auf dem spiele: Hass und Unterweger. Strafen müssen 

Wohnungs- und Arbeitsmarkt. wieder abschreckend wirken. Für sozial- 
psychologische Experimente ist die Lage zu 

- Einführung der Ausweispflicht und I<ontrolle il- ernst. 
legaler Ausländer sowie deren konsequente Ab- 
schiebung. - Zur Bekämpfung von Bandenverbrechen, Terro- 

rismus und Drogenhandel sind Sonderbehörden 

- Abschiebung straffällig gewordener Ausländer. mit weitgehenden Kompetenzen einzurichten, so- 
wie Strafverschärfungen durchzuführen, 

- Spätere Einwanderungsquoten müssen sich nach 
Bedarf, Qualifikation und Integrationsbereit- - Die Exekutive ist zu stärken, personell, finanzi- 
schaft der Bewerber richten. ell und im Bereich ihrer Ausrüstung. 

- I<eine vorzeitigen Einbürgerungen mehr und kein - Zur Entpolitisierung der Justiz ist in der Staats- 
Ausländerwahlrecht. anwaltschaft das Weisungsrecht zur N iederschla- 

gung von Verfahren abzuschaffen. 



Österreich braucht ein starkes Heer Österreich zuerst - auch in der EU 

Europa ist heute unsicherer als in den letzten 50 
Jahren. Die I<onflil<te rund um Österreich bedro- 
hen unsere Sicherheit. Milosevic und Schirinowsl<i 
sind einfach Realität. M i t  dem EU-Beitritt hat 
sich nichts geändert. Denn Schutz bietet die EU 
keinen. Deshalb: 

- Beitritt zum einzig funktionierenden Sicherheits- 
system: der NATO. Angegriffen wurden in den 
letzten fünfzig Jahren nur neutrale oder pakt- 
freie Staaten. 

- Umstellung des Bundesheeres auf Berufstruppen 
und eine Freiwilligenmiliz, die für gemeinsame 
internationale Einsätze geeignet sind. Denn kein 
Wehrpflichtiger so1 l zu einem Auslandseinsatz 
gezwungen werden. 

- Erhöhung des Wehrbudgets auf internationales 
Niveau, Bürokratieabbau, einsatzorientierte 
Ausbildung und modernste Bewaffnung für das 
Bundesheer. 

Österreichs Interessen haben Vorrang gegenüber 
Zentralstaaten und Dirigismus. Brüssel hat viele 
Defizite: etwa beim Transit, den Umweltstandards 
und den demokratischen Strukturen. Deshalb: 

- Österreichbewußte Vertretung unserer Interes- 
sen im Europaparlament und im Rat. Schaufe 
I<ontrolle der Regierung bei ihrem Handeln. Bin- 
dung der EU-Politik an die parlamentarische 
Zustimmung nach dänischem Vorbild. 

- Zusammenarbeit mit den Maastricht-kritischen 
I<räften, die für eine Demol<ratisierung der EU, 
gegen die Abschaffung der nationalen Währun- 
gen und für Föderalismus eintreten. 

- Verteidigung der ~inst irnmi~keitsre~eln, wo sol- 
che bestehen, damit die österreichischen Inter- 
essen nicht von anderen überstimmt werden kön- 
nen. 

- Eintreten für gemeinsame Lösungen, wo sie sinn- 
voll sind, wie in der SicherheitspolitiI<, aber Ab- 
lehnung dirigistischer Eiricjriffe in die österrei- 
chische Wirtschafts-, Währungs- und Finanz- 
politik sowie in die Sozialpolitik. 

- Die vielen Versprechungen der österreichischen 
Bundesregierung müssen eingehalten werden, vor 
allem wegen der schlechten Verhandlungsergeb- 
nisse. Finanzielle Ausgleichsmaßnahrnen für 
Beitrittsverlierer müssen umgehend gesichert 
werden - Steuererhöhungen dafür darf es nicht 
geben. 



Umwelt i s t  alles: Bildung ist kein Experiment 
Heimat und Gesellschaft 

ZU lange Zeit hat uns nur materialistisches Den- 24 Jahre sozialistischer Bildungspolitil< haben das 

I<en bestimmt. Werte und Verantwortung sind zu österreichische Bildungssystem an den Rand einer 

~<urz gel<ommen. Die Zerstörung unseyey Umwelt schweren Existenzkrise gebracht. Statt Leistung 

muß zum Umdenken führen. Einzelmaßnahmen zählt in vielen Bereichen nur mehr Parteipolitil< 

beruhigen vielleicht das Gewissen, um uns die Le- und Gleichmacherei. WO früher der österreichi- 

bensgrundlagen zu erhalten, genügen sie nicht. sehen Jugend AUS-, Fort- und Weiterbildungs- 
Deshalb: möglichl<eiten geboten worden sind, herrscht heu- 

te das politische Experiment. Deshalb: 

- Ein integriertes Umweltschutzprinzip in Gesetz- 
gebung und Vollziehung, damit es l<eine Lücl<en - Völlige Entpolitisierung der Schulen und Uni- 

mehr gibt. U nbeschvänl<tes Wachstum zu La- versitäten, mit  Berufsausbildung statt soziali- 

sten unserer Umwelt kann es nicht geben. stischer Einheitsschule. 

- Eine öI<ologische Steuerreform zur Besteuerung - Aufwertung der Lehrl ingsausbildung, 
des Ressourcenverbrauchs und der Schadstoff- FortbildungsmöglichI<eiten zum U ber t r i t t  in 
emissionen bei gleichzeitiger Entsteuerung der Fachhochschulen und U niversitäten, Förderung 

menschlichen Arbeit. des zweiten Bildungswegs als Antwort auf die 
I Anforderungen einer modernen Wirtschaft. 

Die Erhaltung der gewachsenen bäuerlichen 
Familienbetriebe durch Dive ktzahlungen unter - Außerordentliche Begabungen und Leistungen 

Beachtung ökologischer Auflagen statt der bis- müssen wieder gefördert werden. 
herigen ProduI<tionsmengenförderung. - Bessere Ausbildung und Auswahl der Lehrer statt 
Sofortmaßnahmen zur Erhaltung der I<ulturland- Nachhilfestunden für I<inder. 

schaft: Aufforstung der Mischwäldev, Chemie- 
verbote zum Grundwasserschutz, Rückbauten 
der regulierten Fließgewässer. I 

I 

- Pflicht zu artgerechter Tierhaltung. Strengev 
Tierschutz statt Pelzzucht und Fallenjagd. I 



Stopp dem Subventionsmißbrauch im Wir stehen für Privilegienabbau 
I<unst- und I<ulturbetrieb 

Österreich befindet sich in einer kulturpolitischen Vor dem Gesetz sind alle Bürger gleich. I n  Oster- 

Geiselhaft der Scholtens und Peymanns. Ihre par- reich jedoch nur theoretisch. Pral<tisch sind viele 
teipolit isch motivierte Subventionspolitil< de- I,gleiche~". Die überwiegende Mehrheit der weni- 

finieyt, was I<unst ist. 500 Millionen I 
ger gleichen Österreicher muß dafür bezahlen. I n  

te allein Peymann laut Rechnungshof. Deshalb: einer freien Bürgerrepublilc haben Privilegien nichts 
verloren. Deshalb: 

- Erhaltung des I<ulturellen Erbes und der Ausbil- 
dungsstätten durch den Staat, aber: Gegenwarts- - Beseitigung der Pfründe in der verpolitisievten 

Icultur rnuß sich an der Nachfrage orientieren. und verstaatlichten Wirtschaft: Staatsbetriebe, 

Schluß m i t  parteipolit ischern Subventions- ' Sondergesellschaften, Banken und Versicherun- 

rnißbrauch für Günstlinge. gen, Nationalbanlc. 

- Für eine I<unst, die die freie Entwicklung der ' - Abschaffung der Politike~pensionen und Doppel- 

Bürger und der Gesellschaft widerspiegelt. 1 bezüge aus mehreren öffentlichen Funktionen. 
I 

- Viel weniger staatliche I<unst- und I(ulturförde- - Einschränl<ung der Reisel<osten, der Delegations- 

rung, dafür steuerliche Anreize fü r  privates größen und Repräsentationsspenden der Regie- 

Sponsoring. rung, die unter Vranitzl<y explodiert sind. 

- ~ b b ~ ~  des Bundestheaterdefizits durch strenge - Abschaffung aller nichtgerechtfertigten VergÜn- 
Ahndung von Mißwirtschaft und Einführung von stigungen (wie Dienstwagen und Dienstwohnun- 
Ausgabengrenzen. gen) und Belcämpfung aller ,,verstecl<ten Privi- 

legien": Wohnungsvergabe, Urlaubsheime, Na- 
turalleistungen, Staatsjagden, Reprasentations- 1 speien. 
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